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BEGRUNDUNG

1 KONTEXT DESVORSCHLAGS

Die grof3e Zahl der Menschen, die in Armut leben, ist weiterhin ein wesentliches Problem in
Entwicklungslandern. Zwar wurden bereits erhebliche Fortschritte erzielt, dennoch kommen
die meisten Entwicklungslander bei der Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele
(MDG) nicht wie geplant voran und sind nicht in der Lage, sich erfolgreich auf einen Weg
einesin jeder Hinsicht — wirtschaftlich, sozial und 6kologisch — nachhaltigen Wachstums — zu
begeben, wobei unter den 6kologischen Aspekt auch Klimaschutz und Anpassung an den
Klimawandel fallen.

Diese Situation wird durch die anhaltenden globalen Herausforderungen noch verschérft, und
die Entwicklungslander wurden durch die héufigen Krisen der jingsten Zeit, die unter
anderem zu sozider und  wirtschaftlicher  Instabilitdt, zur Zunahme der
Migrationsbewegungen, mangelnder Erndhrungssicherheit und gesteigerter Anfalligkeit fur
externe Schocks gefuihrt haben, besonders hart getroffen. Immer mehr setzt sich die
Erkenntnis durch, dass Umweltressourcen und natiirliche Ressourcen, die fir ein nachhaltiges
soziodkonomisches Wachstum unverzichtbar sind, zunehmend durch den Klimawandel und
das rasche Bevdlkerungswachstum geféhrdet sind. Dies kann zu einer Verscharfung der in
vielen Entwicklungsldandern bereits instabilen Lage fihren und droht bestimmte
Errungenschaften der bisherigen Entwicklung zunichte zu machen.

Die EU ist weiterhin entschlossen, Entwicklungslandern dabei zu helfen, die Armut zu
verringern und schliefdlich  zu beseitigen. Um dies zu erreichen, wurde das
Finanzierungsinstrument fir die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) fir den Zeitraum 2007-
2013 geschaffen, dessen wichtigstes und Ubergeordnetes Ziel die Beseitigung der Armut in
den Partnerléndern und -regionen ist. Es umfasst drel Programmarten: i) bilaterale und
regionale geografische Programme fUr die Zusammenarbeit mit Asien, Lateinamerika,
Zentralasien, dem Nahen und Mittleren Osten und Sudafrika, ii) thematische Programme zu
den folgenden Themen: in die Menschen investieren, Umwelt und nachhaltige
Bewirtschaftung nattrlicher Ressourcen einschlieffdlich Energie, nichtstaatliche Akteure und
lokale Behodrden, Erndhrungssicherheit sowie Migration und Asyl sowie iii)
Begleitmalinahmen fir Zucker erzeugende Staaten.

Die derzeit geltende DCI-Verordnung lauft am 31. Dezember 2013 aus. In den verschiedenen
Uberpriifungen des DCI wurden der allgemeine Mehrwert dieses Finanzierungsinstruments
und sein Beitrag zur Verwirklichung der MDG anerkannt, allerdings wurden auch
verschiedene Schwéachen hervorgehoben. Neue Herausforderungen wie auch die in der
Strategie Europa 2020 festgelegten Prioritdten und das neue Konzept fur die EU-
Entwicklungspolitik haben die Kommission dazu veranlasst, einen Vorschlag zur
Uberarbeitung und Anpassung der DCI-Verordnung im Einklang mit der Mitteilung , Ein
Haushalt fiur ,Europa2020'“ vom 29.Juni 2011 und der Mitteilung ,Fir eine EU-
Entwicklungspolitik mit groRerer Wirkung: Agenda fur den Wandel® vom 13. Oktober 2011
vorzulegen.
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2.

ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN INTERESSIERTER KREISE UND
DER FOLGENABSCHATZUNGEN

Offentliche Konsultation

Die Kommission fuhrte vom 26. November 2010 bis zum 31. Januar 2011 eine 6ffentliche
Konsultation zur kinftigen Finanzierung des auswértigen Handelns der EU durch. Die
Konsultation basierte auf einem Online-Fragebogen, begleitet von einem Hintergrundpapier
mit dem Titel ,Finanzierung des auswartigen Handelns der EU nach 2013“. Insgesamt
deuteten die Antworten nicht darauf hin, dass ein wesentlicher Wandel der derzeitigen
Struktur der vorhandenen Instrumente erforderlich wére. Allerdings wurden auch eine Reihe
von Fragen angesprochen, die bei der Ausarbeitung der neuen DCI-Verordnung
beriicksichtigt wurden:
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Die meisten Teilnehmer (rund 70 %) waren der Auffassung, dass die finanzielle
Hilfe der EU einen erheblichen Mehrwert erbringt. Nach Ansicht der Teilnehmer
sollte die EU ihre komparativen Vorteile, die mit ihrer umfassenden Prasenz vor Ort,
ihrem breit gefécherten Sachverstand, ihrem supranationalen Charakter und ihrer
Rolle als Forderer von Koordinierung verbunden sind, nutzen.

Fast ale Teilnehmer (92 %) sprachen sich fur einen differenzierteren, auf das
Empfangerland zugeschnittenen Ansatz als Méglichkeit zur Steigerung der Wirkung
der EU-Finanzierungsinstrumente aus. Im Einklang mit dieser Anregung wurde die
Differenzierung zwischen den Empfangerlandern gestarkt.

Breite Zustimmung fand auch die mdgliche Anwendung einer Konditionalitét, die an
die Achtung der Menschenrechte und der Minderheiten, der verantwortungsvollen
Staatsfuhrung und der kulturellen Vielfalt durch die Empfangerlander (78 %) bzw.
an die Qualitét ihrer Politik und ihre Fahigkeit und Bereitschaft, solide politische
Strategien umzusetzen, geknipft ist (63 %). Durch die vorgeschlagene Verordnung
wird die Bedeutung nationaler Entwicklungspléane und gemeinsam ausgearbeiteter
EU-Strategien als Grundlage fur die Zusammenarbeit anerkannt. Zudem werden
darin die grundlegenden Werte und Prinzipien der EU hervorgehoben und damit die
Konditionalitat und die gegenseitige Rechenschaftspflicht gestarkt.

Die grofe Mehrheit der Teillnehmer sprach sich fur mehr Flexibilitét bei der
Durchfihrung aus, insbesondere fir den Umgang mit transregionalen
Herausforderungen, der ihrer Einschédzung nach durch die ,geografische
Begrenzung” der einzelnen Instrumente behindert wird (der EEF ist auf die AKP-
Staaten begrenzt, das DCI auf Lateinamerika, Asien, Zentralasien, den Nahen und
Mittleren Osten und Sidafrika und das ENPI auf die Nachbarschaftslander). In der
vorgeschlagenen Verordnung ist die Durchfiuhrung von Malinahmen mit
transregionaler Tragweite vorgesehen und die verschiedenen Themenbereiche
werden zusammengefasst, um fir eine grof3ere Flexibilitdt zu sorgen und die
Durchfiihrung zu vereinfachen.

Die Mehrheit der Teilnehmer stimmte der Aussage zu, dass eine gemeinsame
Programmierung und Kofinanzierung mit den Mitgliedstaaten (sowie eventuell mit
den Empfangerlandern) die Wirkung und die Kohérenz des auswartigen Handelns
der EU steigern, die Bereitstellung der Hilfe vereinfachen und die algemeinen
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Transaktionskosten senken konnte. Dies wurde in der vorgeschlagenen Verordnung
gebihrend beriicksichtigt.

Einholung und Nutzung von Expertenwissen

Intern prifte die Kommission verschiedene Berichte (Evaluierungen, Prifungen, Studien,
Halbzeitlberprifungen), um festzustellen, was funktioniert und was nicht, und zog daraus
Konsequenzen fir die Gestaltung der Finanzierungsinstrumente.

Es zeigte sich, dass das derzeitige DCl dazu beigetragen hat, Fortschritte bei der
Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele in den Entwicklungslandern zu erzielen.
Die Durchfuihrungsmodalitéten des DCI wie Budgethilfe und der ,, sektorweite Ansatz“ haben
eine intensivere Zusammenarbeit mit den Partnerlandern und eine effizientere Arbeitsteilung
durch Kofinanzierung durch die Geber ermdglicht.

Allerdings wurden im Rahmen der Uberpriifung auch einige Schwachstellen ermittelt:
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Verschiedene interne EU-Politikbereiche werden zunehmend Teil des auswartigen
Handelns der EU. Im Einklang mit der Strategie Europa 2020 und dem Vertrag von
Lissabon ist eine gegenseitige Verstarkung der internen Mal3nahmen und des
auswartigen Handelns erforderlich geworden. Bel der bestehenden Struktur konnte
die Kommission nicht in hinreichend grof3em Mal3stab wirkungsvoll tdtig werden.
Durch die Zusammenfassung verschiedener Themenbereiche zu einer einzigen
Rubrik wird die Situation deutlich verbessert werden.

In manchen Fallen waren die thematischen Programme zu sehr aufgesplittert, um auf
die globalen Krisen (z. B. Nahrungsmittel preiskrise, Vogelgrippe) reagieren oder die
auf hdchster politischer Ebene eingegangenen internationalen Verpflichtungen (z. B.
biologische Vielfalt und Klimawandel) erflllen zu konnen. Daher war bei der
Nutzung der Mittel fur die thematischen Programme eine grof3ere Flexibilitdt durch
Zusammenfassung der verschiedenen thematischen Programme erforderlich, um in
Bezug auf die Thematik der globalen 6ffentlichen Giter und Herausforderungen ein
kohérenteres, umfassendes langfristiges Engagement zu ermdglichen und auf die
verschiedenen Schocks, von denen die armsten Bevolkerungsgruppen betroffen sind,
reagieren zu konnen.

Die derzeitige DCI-Verordnung deckt ein breites Spektrum von Entwicklungslandern
ab, von den am wenigsten entwickelten Landern bis hin zu den Léndern mit
mittlerem Einkommen (obere Einkommenskategorie). Die jungste Zunahme der
wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede zwischen den Partnerléndern und die
Entwicklung neuer Ziele erfordern eine stérkere Differenzierung. Die vorgeschlagene
neue Verordnung bietet weitere Orientierungshilfen fir eine entsprechende
Differenzierung, da sie es der EU ermdglicht, dort Zuschisse zu gewéhren, wo diese
am meisten benttigt werden und die grofte Wirkung entfaltet wird. Zur
Vervollstdndigung des Policy-Mix schlagt die Kommission vor, ein neues Instrument
zu schaffen (Partnerschaftsinstrument), das Zielen gewidmet ist, die Uber die reine
Entwicklungshilfe hinausgehen.

Die Unterstiitzung regionentbergreifender Initiativen hat sich in der bisherigen
Struktur der Instrumente fur die AufRenhilfe als schwierig erwiesen. Dies hat sich
insbesondere bei der Umsetzung der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie gezeigt. Die
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neue DCI-Verordnung bietet eine besser Rechtsgrundlage fur die Umsetzung der
gemeinsamen Afrika-EU-Strategie.

o In der derzeit geltenden DCI-Verordnung sind die Bestimmungen zu fragilen Staaten
und zu Landern in Nachkrisensituationen unzureichend: Der Unterstiitzungsbedarf
far politische Prozesse, die die Rechtsstaatlichkeit und die Staatsfihrung stérken,
wird unterschatzt. Fir die Bewdtigung der mit dem Ubergang verbundenen
Herausforderungen bedarf es einer Reihe von Antworten auf Ebene der einzelnen
Lander, welche sich jeweils am spezifischen Bedarf ausrichten und sich auf eine
gemeinsame Strategie beziehen (ganzheitlicher Ansatz). Die neue Verordnung tragt
diesen Herausforderungen besser Rechnung und schafft Abhilfe im Hinblick auf die
uberméallige Rigiditat des Entscheidungsprozesses in Bezug auf Mittelzuweisung,
Programmierung und Durchfihrung.

o Die derzeitige DCI-Verordnung sieht fur die Mittelzuweisungen der einzelnen
Regionen Richtbetrége vor, es sind keine nicht zugewiesenen Mittel vorgesehen.
Dies verringert die Maoglichkeit, Ressourcen zu mobiliseren, um auf
unvorhergesehenen Bedarf reagieren zu konnen (neue politische Prioritéten,
natlrliche oder von Menschen verursachte Katastrophen wusw.). In der
vorgeschlagenen neuen Verordnung ist vorgesehen, dass ein Teil der Mittel zunachst
keiner bestimmten Verwendung zugewiesen wird und genutzt werden kann, um auf
Unvorhergesehenes zu reagieren.

o Schliefdich wurde der derzeitige Programmierungs- und Durchfihrungsprozess des
DCI as zu komplex beurtellt. Derzeit ist es nicht moglich, den
Programmierungszyklus der EU auf die Programmierungszyklen ihrer Partner
abzustimmen, die derzeitigen Regelungen beglnstigen keine gemeinsame
Programmierung mit Mitgliedstaaten und im Bedarfsfall kdnnen keine raschen
Anpassungen vorgenommen werden. All diese Mangel werden mit der neuen DCI-
Verordnung behoben.

Folgenabschatzung

Die Kommission hat eine Folgenabschétzung durchgefihrt, bei der hauptsachlich drei
politische Alternativen in Erwagung gezogen wurden: Beibehaltung der unverénderten DCI-
Verordnung (Option 1) sowie zwei Alternativen zur Anderung der DCI-Verordnung in Bezug
auf jedes der in der derzeit geltenden DCI-Verordnung ermittelten Probleme (Optionen 2A
und 2B).

Option 1 wurde nicht berticksichtigt, da sie die ermittelten Probleme nicht |6sen wiirde. Mit
den Unteroptionen A und B der Option 2 werden die ermittelten Probleme in
unterschiedlichem Mal3e gel6st, wobel jede dieser Unteroptionen spezifische politische und
sonstige Auswirkungen hat. In der Folgenabschatzung wurde der Schluss gezogen, dass
Unteroption B aus folgenden Grinden zu bevorzugen ist:

o mit dieser Option werden die Ziele des DCI in Einklang mit den jingsten Trends in
der EU-Entwicklungspolitik gebracht,

o eswird fur eine deutliche Differenzierung zwischen den Partnerléndern gesorqgt,
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o die Aspekte verantwortungsvolle Staatsfihrung, Demokratie, Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit werden in der EU-Hilfe verankert,

o die Umsetzung der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie wird erleichtert,

o die thematischen Programme werden zusammengefasst, so dass die erforderliche
Flexibilitat gewahrleistet ist,

o es werden flexible Mechanismen vorgesehen, um eine wirksamere Reaktion der EU
auf sich rasch entwickelnde Situationen in fragilen Staaten und in Staaten zu
ermoglichen, die sich in einer Krise oder in der Nachkrisenzeit befinden,

o die Flexibilitat der Mittel zuweisungen wird vergrof3ert und

o die Wirksamkeit der EU-Hilfe wird verbessert, indem fir eine Vereinfachung gesorgt
und die Programmierungs- und Durchfuhrungsverfahren flexibler gestaltet werden
und indem die gemeinsame Programmierung und die Abstimmung der EU-Hilfe auf
die Programmierungszyklen der Partnerlénder beglinstigt werden.

3. RECHTLICHE ASPEKTE DESVORSCHLAGS

Den rechtlichen Rahmen fir die Zusammenarbeit mit den Partnerléndern und -regionen bildet
der Funfte Teil Titel 111 Kapitel 1 des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europaischen Union
(AEUV). Die vorgeschlagene DCI-Verordnung stitzt sich insbesondere auf Artikel 209
Absatiz1 AEUV und wird von der Kommission im Verfahren nach Artikel 294 AEUV
vorgelegt. Die Gemeinsame Erklarung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten, des Européischen Parlaments und der Kommission zur
Entwicklungspolitik der Europdischen Union ,Der Europdische Konsens® vom
20. Dezember 2005, die am 13. Oktober 2011 verabschiedete Mitteilung ,Fur eine EU-
Entwicklungspolitik mit groRerer Wirkung: Agenda fiur den Wandel“ sowie samtliche
kinftigen Mitteilungen, in denen Leitlinien und Grundsétze fur die Entwicklungspolitik der
Union aufgestel It werden, und alle daran anschlielfenden Schlussfolgerungen und Anderungen
bilden den allgemeinen Rahmen, die Leitlinien und den Schwerpunkt fir die Durchfihrung
dieser Verordnung.

Die EU befindet sich in einer einzigartig unparteiischen Position, die es ihr ermoglicht, einen
Teil der AulRenhilfe der EU im Namen der Mitgliedstaaten und gemeinsam mit ihnen zu
leisten, und dieser in den Landern, in denen sie tétig ist, eine grofiere Glaubwirdigkeit zu
verleihen. Viele Mitgliedstaaten verfligen nicht Uber die Kapazitét bzw. sind nicht bereit,
Instrumente fr ein weltweites auswartiges Handeln zu entwickeln. Handeln auf EU-Ebene ist
daher die beste M6glichkeit, die Gesamtinteressen und Werte der EU weltweit zu férdern und
eine globale Présenz der EU zu gewdhrleisten. Mit 27 Mitgliedstaaten, die im Rahmen
gemeinsamer Politiken und Strategien handeln, hat die EU die kritische Masse, um auf
globale Herausforderungen zu reagieren, insbesondere im Hinblick auf die Verwirklichung
der Millenniumsentwicklungsziele. Da die Ziele der vorgeschlagenen Verordnung von den
Mitgliedstaaten allein nicht hinreichend verwirklicht werden kénnen und daher wegen des
Umfangs und des Anwendungsbereichs der Mal3nahmen besser auf EU-Ebene zu erreichen
sind, kann die EU im Einklang mit dem Subsidiaritétsprinzip nach Artikel 5 EUV tétig
werden.
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Die vorgeschlagene neue Verordnung starkt auch die Fahigkeit zur Koordinierung und
erleichtert die gemeinsame Programmierung mit den Mitgliedstaaten, wodurch eine effiziente
Arbeitsteilung und eine wirksame Bereitstellung der Hilfe gewéhrleistet werden. Die EU-
Entwicklungspolitik und die Entwicklungspolitik der Mitgliedstaaten missen einander
ergdnzen und sich gegenseitig verstarken. Zu diesem Zweck sollte die EU-Hilfe
schwerpunktmafdig dort erfolgen, wo sie angesichts ihrer Fahigkeit, global zu wirken und auf
globale Herausforderungen zu reagieren, die grofdte Wirkung entfalten kann. Im Sinne des
Grundsatzes der VerhdltnismaRigkeit nach Artikel 5 EUV geht die vorgeschlagene neue
Verordnung nicht tber das zur Erreichung ihrer Ziele erforderliche Mal3 hinaus.

Die Durchfihrung der vorgeschlagenen Verordnung erfolgt unter Berticksichtigung der
auswartigen Dimension der sektorpolitischen Prioritdten der EU und unter Gewahrleistung
der Koordinierung und der Stérkung der Synergien; sie wird ferner im Einklang mit den in der
Verordnung festgelegten Zielen und in Ubereinstimmung mit dem genannten rechtlichen und
politischen Rahmen stehen.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die Kommission schlégt vor, fur den Zeitraum 2014-2020 insgesamt 96 Mrd. EUR fir die
Instrumente fir auswartige Zusammenarbeit zuzuweisen'. Fir das DCl wird eine
Mittelzuweisung von 23 294,7 Mio. EUR vorgeschlagen. Die Richtbetrége der jahrlichen
Mittelbindungen fir das DCI sind in der nachstehenden Tabelle aufgefiihrt. Die Richtbetrége
der Mittelzuweisungen fir die einzelnen DCI-Programme werden in Anhang VII der
Verordnung aufgefuihrt. Es ist geplant, dass mindestens 50 % des Programms fir globale
offentliche Guter und Herausforderungen firr Klima- und Umweltschutzziele® eingesetzt
werden und mindestens 20 % fir die Forderung der sozialen Inklusion und der menschlichen
Entwicklung. Insgesamt ist im Einklang mit der Mitteilung ,, Fur eine EU-Entwicklungspolitik
mit grofderer Wirkung: Agenda fir den Wandel* die Fortsetzung der Unterstiitzung fir soziale
Inklusion und menschliche Entwicklung im Umfang von mindestens 20% der
Entwicklungshilfe der Union vorgesehen. Schliefdlich soll diese Verordnung dazu beitragen,
dass wie in der Mitteilung der Kommission ,,Ein Haushalt fir ,Europa 2020'“ vorgesehen,
mindestens 20 % der Haushaltsmittel der Union fur die Schaffung einer klimaresistenten
Gesellschaft, die geringe CO,-Emissionen verursacht, eingesetzt werden.

Im Interesse einer ausreichenden Planungssicherheit erfolgt die Finanzierung von
Malinahmen im Rahmen der Hochschulausbildung, die in Zusammenhang mit dem Programm
.Erasmus fur ale* in Drittlandern durchgefihrt werden, durch zwei Mehrjahres-
Mittelzuweisungen, die jeweils nur die ersten vier Jahre und die verbleibenden drei Jahre
abdecken. Dies wird bel der Aufstellung der Mehrjahresrichtprogramme im Rahmen des DCI
im Einklang mit dem festgestellten Bedarf und den Prioritdten des betreffenden Landes
angemessen berticksichtigt. Treten wichtige unvorhergesehene Ereignisse oder entscheidende
politische Anderungen ein, konnen die Mittelzuweisungen im Einklang mit den Prioritéten

Hinzu kommen der EEF, der Weltklima- und Biodiversitatsfonds und die Soforthilfereserve, die nicht
Teil des EU-Haushalts sind.

Mal3nahmen mit Bezug zu nachhaltigen Energien werden von zentraler Bedeutung fir die Ausgaben im
Bereich Klimawandel sein. Ferner werden gesundheitsforderliche Okosystemleistungen angesichts ihrer
Schliisselrolle in Bezug auf die Nahrungsmittelerzeugung und die biologische Vielfalt, insbesondere
wenn sie auch zur Klimaresistenz beitragen, zu den auf dem Gebiet Erndhrungssicherung und
nachhaltige Landwirtschaft zéhlen.
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des auswaértigen Handelns der EU gedndert werden. Fir die Verwendung dieser Mittel gelten
die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. [--] des Européischen Parlaments und des Rates
zur Einfiihrung von , Erasmus fiir alle*®.

Finanzierungsinstrument 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 22%1246
fur die

Entwicklungszusammenarbeit* | 2716,7 2903,1 3100,3 3308,7 35253 3751,7 3989 | 232947

* in Mio. EUR zu jeweiligen Preisen.

5. KERNPUNKTE

Vereinfachung

Innerhalb dieser neuen Verordnung haben fir die Kommission, wie in anderen Programmen
innerhalb des mehrjghrigen Finanzrahmens, die Vereinfachung des Regelwerks und die
bessere Verflgbarkeit der Hilfe der Union fur Partnerlénder und regionen, Organisationen der
Zivilgesdllschaft, KMU usw. Prioritét, soweit sie zur Verwirklichung der Ziele der
Verordnung beitragen.

Die Instrumente fur den Auf3enbereich werden vereinfacht, indem sie klarer abgegrenzt und
Uberschneidungen unter den verschiedenen Instrumenten verringert werden, so dass sie
jeweils eine ganz eigene Pragung erhalten und mit klar definierten strategischen Zielen
versehen werden.

Vereinfachungen und eine Verringerung der Transaktionskosten fur die Partnerlénder und
-regionen werden auch durch flexiblere Programmierungsverfahren erreicht, die die
Anwendung der Grundsdtze der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
ermoglichen. So kann sich die Union zum Beispiel an den nationalen Entwicklungsplanen der
Partnerlénder ausrichten, so dass die Partnerlander nicht mehr gezwungen sind, EU-
spezifische Strategiepapiere auszuarbeiten, die von der Kommission angenommen werden
mussen, und eine starker fokussierte Analyse vorgenommen werden kann, die in das
M ehrjahresprogrammierungsdokument  aufgenommen werden konnte. Zudem konnen
Geberkoordinierung und Arbeitsteilung durch eine gemeinsame Programmierung mit den
Mitgliedstaaten verbessert werden.

Die Durchfuhrungsbestimmungen sind in der Verordnung (EU) Nr. [--] des Européischen
Parlaments und des Rates vom [--] zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften und Verfahren
fur die Anwendung der Instrumente der Union im Bereich des auswartigen Handelns
enthalten.

Differenzierung

Mit der differenzierten Herangehensweise, die in der Mittellung ,Fir eine EU-
Entwicklungspolitik mit groéferer Wirkung: Agenda fur den Wandel* beschrieben wird, soll
die Wirkung der Entwicklungszusammenarbeit der EU gestéarkt werden, indem die
entsprechenden Ressourcen gezielt dort eingesetzt werden, wo sie fur die Armutsminderung
am meisten gebraucht werden und die grofite Wirkung entfalten konnen. Dies sollte erstensin
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Bezug auf die Forderfahigkeit im Rahmen bilateraler EZ-Programme angewandt werden und
zweitens in Bezug auf die Zuweisung der Hilfe.

Grundsétzlich waren dann Lander mit hohem Einkommen, Lénder mit mittlerem Einkommen
(obere Einkommenskategorie) und andere grof3e Lander mit mittlerem Einkommen, die sich
auf dem Weg zur nachhaltigen Entwicklung befinden und/oder Zugang zu erheblichen
inlandischen und externen Ressourcen haben, um ihre eigenen Entwicklungsstrategien zu
finanzieren, im Rahmen bilateraler EZ-Programme nicht mehr forderféhig. Die Entwicklung
kommt voran: Nach der (2011 Uberarbeiteten) OECD/DAC-Liste der Empfangerlander
oOffentlicher Entwicklungshilfe wurden mehr als 20 Lander auf der Grundlage des Pro-Kopf-
BNE von der Kategorie ,Land mit niedrigem Einkommen“ in die Kategorie ,Land mit
mittlerem Einkommen* bzw. von der Kategorie ,Land mit mittlerem Einkommen (untere
Einkommenskategorie)“ in die Kategorie ,Land mit mittlerem Einkommen (obere
Einkommenskategorie)* hochgestuft. Dies ist naturlich nur einer von mehreren Indikatoren,
und bel der Anwendung des Differenzierungsgrundsatzes mussen auch die menschliche
Entwicklung, der Grad der Abhangigkeit von externen Hilfeleistungen sowie andere Aspekte
wie die Dynamik des Entwicklungsprozesses berticksichtigt werden.

So spielen insbesondere viele Lander mit mittlerem Einkommen auf regionaler und/oder
globaler Ebene eine neue Rolle, die zunehmende Bedeutung gewinnt. Die EU sollte daher die
Art ihrer Beziehungen mit diesen Landern den neuen Gegebenheiten anpassen, unter anderem
die Prioritdten und Instrumente der Zusammenarbeit. Dies sollte nicht zu einer Schwachung
unserer Beziehungen fuhren, sondern vielmehr zu einem zeitgemaleren Instrumentarium. Die
EU sollte mit Léndern, die nicht mehr fir eine Forderung im Rahmen der bilateralen EZ-
Programme in Frage kommen, neue Partnerschaften eingehen, insbesondere auf der
Grundlage regionaler und thematischer Programme im Rahmen des neuen DCI, der
thematischen Finanzierungsinstrumente fir das auswartige Handeln der EU und des neuen
Partnerschaftsinstruments.

Delegierte Rechtsakte

Es wird vorgeschlagen, die Flexibilitét durch den Einsatz delegierter Rechtsakte nach
Artikel 290 AEUV zu vergroRern, um Anderungen bestimmter nichtwesentlicher Elemente
der Verordnung, die sich auf die anschliel?ende Programmierung auswirken (z. B. die
Anhdnge zu den forderfahigen Léandern, den Bereichen der Zusammenarbeit und den
Richtbetrégen der Mittelzuweisungen fur die einzelnen Programme fir den Zeitraum 2014-
2020), zu ermdglichen.

Einzelerlduterung

Dieser Abschnitt bietet einen detaillierten Kommentar, in dem fir die vorgeschlagenen
Artikel der neuen DCI-Verordnung jeweils die wichtigsten Uberlegungen erl autert werden.

©) Gegenstand und Geltungsbereich (Artikel 1 Titel 1)

Die einzige Anderung, diein Artikel 1 vorgeschlagen wird, ist die Aufnahme des afrikaweiten
Programms in den Geltungsbereich der Verordnung.

Diese Verordnung deckt somit alle Entwicklungslander, in Entwicklung befindlichen Gebiete
und Regionen ab, mit Ausnahme der im Rahmen des Instruments fir Heranfuhrungshilfe
forderfahigen Lander.
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(D) Zieleund allgemeine Grundsatze (Titel I1) —Artikel 2und 3

In Artikel 2 (Ziele und Forderkriterien) werden die wichtigsten und Ubergeordneten Ziele
der  Verordnung und die Merkmae der geografischen und thematischen
Entwicklungszusammenarbeit der Union dargelegt. Die Ziele stehen im Einklang mit Artikel
208 AEUV und den oben genannten Mitteilungen der Kommission ,,Ein Haushalt fir ,Europa
2020'“ und ,Fur eine EU-Entwicklungspolitik mit grofRerer Wirkung: Agenda fir den
Wandel“.

In dem Artikel ist Unterstitzung fur ale Formen der Zusammenarbeit mit
Entwicklungsléndern vorgesehen. Hierfir missen die Kriterien erfillt sein, die der
OECD/DAC fur die offentliche Entwicklungshilfe aufgestellt hat, wobei fir die thematischen
Programme und das afrikaweite Programm Ausnahmen méglich sind. Fir diese Programme
ist eine Flexibilitdt von 10 % fur nicht aus 6ffentlichen Entwicklungshilfemitteln geforderte
Aktivitéten vorgesehen, um Ausgaben abzudecken, die zwar im engeren Sinne nicht den
Kriterien fUr die Bereitstellung offentlicher Entwicklungshilfe geniigen, fir die angemessene
Durchfiihrung der Mal3nahmen im Rahmen dieser Programme aber moglicherweise
erforderlich sind.

In Artikel 3 (Allgemeine Grundsatze) werden die allgemeinen Grundsétze festgelegt, die fur
die Durchfiihrung der Verordnung gelten: Demokratie, Achtung der Menschenrechte und
Grundfreitheiten sowie Rechtsstaatlichkeit, differenzierter Ansatz gegeniber den
Partnerlandern, unter Berlicksichtigung ihrer Bedurfnisse, Fahigkeiten, Verpflichtungen und
Leistungen sowie der potenziellen Wirkung der EU-Maldnahmen, die wichtigsten
Querschnittsthemen (wie Geschlechtergleichstellung und Starkung der Rolle der Frau),
grolRere Koharenz des auswértigen Handelns der EU, verbesserte Koordinierung mit den
Mitgliedstaaten und anderen bilateralen oder multilateralen Gebern, von den Partnerléandern
und —regionen angefuhrter Entwicklungsprozess mit gegenseitiger Rechenschaftspflicht durch
ein ale Betelligten einbeziehendes partizi patorisches Entwicklungskonzept, in dem wirksame
und innovative Modalitéen der Zusammenarbeit im Einklang mit den bewdahrten
OECD/DAC-Praktiken eingesetzt und somit die Wirkung der Hilfe gesteigert und
Uberschneidungen und Doppel ungen vermieden werden.

2 Geografische und thematische Programme (Titel 111) — Artikel 4 bis9

In Artikel 4 (Durchfuhrung der Hilfe der Union) wird beschrieben, im Rahmen welcher
Arten von Programmen die EU-Hilfe bereitgestellt wird.

Artikel 5 (Geografische Programme) bezient sich auf die moglichen Bereiche der
Zusammenarbeit und unterscheidet zwischen der regionalen und der bilateralen
Zusammenarbeit. Der in Artikel 3 festgelegte Grundsatz der Differenzierung wird angewandt.
Folglich wirde bilaterale Entwicklungshilfe flr digjenigen Partnerlander bereitgestellt, die am
meisten darauf angewiesen sind und nicht tber die erforderlichen finanziellen Kapazitéten zur
Sicherung ihrer eigenen Entwicklung verfiigen. Der Differenzierungsgrundsatz berticksichtigt
zudem die potenzielle Wirkung der Hilfe der Union in den Partnerlandern. Die Partnerlander,
far die bilaterale Entwicklungshilfe bereitgestellt wird, sind in Anhang I11 aufgefthrt. Nicht
aufgefihrt sind in diesem Anhang Lander, die nach den folgenden Kriterien , hochgestuft®
wurden: Grundsétzlich ausgeschlossen werden Partnerlander, deren Anteil am weltweiten BIP
1% Ubersteigt und/oder Lander mit mittlerem Einkommen (obere Einkommenskategorie)
nach der OECD/DAC-Liste der Empfanger offentlicher Entwicklungshilfe; allerdings werden
weitere Kriterien herangezogen, die sich auf die Bedurftigkeit und die Fahigkeiten der Lander
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beziehen, wie der Index der menschlichen Entwicklung, der Index der wirtschaftlichen
Anfélligkeit und die Hilfeabhangigkeit, sowie Wirtschaftswachstum und Direktinvestitionen.
Auch die Verlasslichkeit der verfigbaren Daten wird berticksichtigt.

Allein Anhang | aufgefihrten Partnerlander wirden jedoch weiterhin im Rahmen regionaler
und thematischer Programme gefordert.

Die Verordnung sieht keine Einschrankungen der Bereiche fur die EU-Zusammenarbeit und
EU-Malinahmen vor. Auflistungen solcher Bereiche dienen lediglich der Veranschaulichung.
Die Auswahl kann aufgrund der Tatsache erfolgen, dass der betreffende Bereich relevant fir
die Verwirklichung der im Vertrag Uber die Europaische Union festgelegten Ziele, die
internationalen Verpflichtungen und Zusagen der EU oder fir in den Abkommen mit
Partnerlandern und —regionen festgelegte spezifische Ziele ist. Sie sollten jedoch unter
Berticksichtigung des Ziels der EU vorgeschlagen werden, die Hilfe zu konzentrieren, um
sicherzustellen, dass die Politik der EU und die Politik der Mitgliedstaaten einander wie nach
Artikel 208 AEUV* erforderlich erganzen, zudem ist dabei auch den Mitteilungen der
Kommission (insbesondere der Mitteilung der Kommission ,, Eine Agenda fur den Wandel*)
und den einschldgigen Entschliefungen des Rates und des Européischen Parlaments
Rechnung zu tragen.

Artikel 6 (Thematische Programme) bezieht sich auf die thematischen Programme, deren
algemeine Ziele und Handlungsfeld mit dem Gesamtziel und dem Geltungsbereich dieser
Verordnung in Einklang stehen werden, und auf die Bedingungen, unter denen die
thematischen Programme durchgefuhrt werden.

In Artikel 7 (Globale offentliche Guter und Herausforderungen) wird das thematische
Programm , Globale offentliche Guter und Herausforderungen® beschrieben, das den
wichtigsten globalen Gitern und Herausforderungen gewidmet ist, ein Thema, das flexibel
und bereichsiibergreifend angegangen werden soll. Die wichtigsten Tétigkeitsbereiche dieses
Programms werden in AnhangV weiter ausgefuhrt; hierzu zéhlen u.a. Umwelt und
Klimawandel, nachhaltige Energie’, menschliche Entwicklung (einschlieflich Gesundheit,
Bildung, Geschlechtergleichstellung, Beschaftigung, Qualifikationen, Sozialschutz und
sozide Inklusion sowie Aspekte mit Bezug zur Wirtschaftsentwicklung wie Wachstum,
Arbeitsplatze, Handel und Beteiligung des Privatsektors), Erndhrungssicherheit sowie
Migration und Asyl. Dieses thematische Programm wird ein rasches Reagieren auf
unvorhergesehene Ereignisse und globale Krisen (z.B. Nahrungsmittelpreiskrise,
Vogelgrippe) ermoglichen. Es wird die Aufsplitterung der EU-Entwicklungszusammenarbeit
verringern und eine geeignete Starkung und Kohérenz des innenpolitischen und des
auswartigen Handelns ermoglichen.

In Artikel 8 (Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behdrden) wird das
thematische Programm ,Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behdrden®
beschrieben, das sich auf das frihere Programm ,Nichtstaatliche Akteure und lokale
Behorden* stitzt. Dieses Programm wurde stérker fokussiert, um dem Kapazitétenausbau der
zivilgesellschaftlichen Organisationen und der lokalen Behdrden mehr Aufmerksamkeit zu

4 .Die Polittk der Union und die Politik der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der
Entwicklungszusammenarbeit ergnzen und verstérken sich gegenseitig.” (Artikel 208).

Zum Thema Energieversorgung und internationale Zusammenarbeit siehe die Mitteilung ,Die EU-
Energiepolitik: Entwicklung der Beziehungen zu Partnern auerhalb der EU*, KOM(2011) 539 vom
7.9.2011.
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widmen. Das Programm wird eine inklusive und selbstbestimmite Zivilgesellschaft und lokale
Behorden fordern, die Bewusstseinsbildung und Mobilisierung in Entwicklungsfragen
verbessern und die Kapazitat fur den entwicklungspolitischen Dialog stéarken.

In Artikel 9 (Afrikaweites Programm) wird das afrikaweite Programm beschrieben, das zur
Umsetzung der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie eingerichtet wird. Das Programm wird
andere Finanzierungsinstrumente erganzen und auf diese abgestimmt sein, insbesondere auf
das ENI, den EEF und die thematischen Programme im Rahmen des DCI. Wéhrend im
Mittelpunkt des ENI und des EEF Mal3nahmen auf regionaler oder nationaler Ebene in Afrika
stehen, wird das afrikaweite Programm eingesetzt, um spezifische Unterstiitzung fir die Ziele
der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie bereitzustellen, wobel vor alem transregionale,
kontinentweite und kontinenttibergreifende Mal3nahmen sowie einschlégige Initiativen der
gemeinsamen Afrika-EU-Strategie auf der weltpolitischen Bihne unterstiitzt werden. Das
afrikaweite Programm wird in enger Zusammenarbeit/Abstimmung mit anderen Instrumenten
umgesetzt und sich auf spezifische Initiativen konzentrieren, die im Rahmen der
gemeinsamen Afrika-EU-Strategie und der zugehorigen Aktionsplane vereinbart werden und
fur die keine anderen Finanzierungsguellen mobilisiert werden kénnen; damit wird fir die
erforderliche Kohdrenz und die bendtigten Synergien gesorgt, und Doppelungen und
Uberschneidungen werden vermieden.

3 Programmierung und Zuweisung der Mittel (Titel 1V) —Artikel 10 bis 14

In Artikel 10 (Allgemeiner Rahmen fir die Programmierung und Zuweisung der Mittel)
wird der allgemeine Rahmen fur die Programmierung der geografischen und thematischen
Programme und fir die Zuweisung der Mittel im Rahmen dieser Verordnung festgelegt.
Dabel werden die in Artikel 3 Absatz 2 festgelegten Kriterien fur die Mittelzuweisung
herangezogen. Um sicherzustellen, dass die Malinahmen der Union und digjenigen der
Mitgliedstaaten Synergien entfalten und einander erganzen, werden die Mitgliedstaaten
umfassend in den Programmierungsprozess einbezogen. In den Konsultationsprozess werden
ferner andere Geber und Akteure der Entwicklungszusammenarbeit wie auch die
Zivilgesellschaft und regionale und |okale Behdrden einbezogen.

Nach Absatz 4 ist vorgesehen, dass ein Teil der Mittel zunéchst keiner bestimmten
Verwendung zugewiesen wird, um die Flexibilitét des Instruments zu steigern und besser auf
unvorhergesehene Ereignisse (neue politische Prioritéten, nattrliche oder vom Menschen
verursachte K atastrophen) reagieren zu konnen.

In Artikel 11 (Programmierungsdokumente fur geografische Programme) werden die
Anforderungen und Grundsétze fur die Ausarbeitung von Strategiepapieren fir die Lander
und Regionen, fir die ein Richtbetrag im Rahmen dieser Verordnung vorgesehen ist, sowie
fur die Ausarbeitung von Mehrjahresrichtprogrammen, die sich auf diese Strategien stiitzen,
dargelegt. In dem Artikel werden ferner die Ausnahmen aufgefthrt, in denen auf die
Ausarbeitung eines Strategiepapiers verzichtet wird, um den Programmierungsprozess zu
vereinfachen und eine gemeinsame Programmierung mit den Mitgliedstaaten und die
Ausrichtung an den nationalen Programmen der Entwicklungsléander zu fordern.

Um die Ubernahme von Eigenverantwortung seitens der Empfangerlander und die Achtung
der Grundsétze der EZ-Wirksamkeit zu gewahrleisten, wird das Strategiepapier im Dialog mit
den Partnerl&ndern und —regionen unter angemessener Einbeziehung der Zivilgesellschaft und
regionaler und lokaler Behorden aufgestellt. Mitgliedstaaten sowie weitere Geber werden im
Einklang mit Artikel 10 Absatz 3 einbezogen.
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In diesem Artikel wird auch die Mdglichkeit vorgesehen, ein gemeinsames Rahmendokument
zu erstellen, in dem eine umfassende Strategie der Union niedergelegt wird, die unter anderem
die Entwicklungspolitik abgedeckt.

Die zu erstellenden Mehrjahresrichtprogramme kénnen sich auf jedes der in diesem Artikel
genannten Programmierungsdokumente stiitzen, es sei denn, die Gesamtmittel zuweisung
bleibt unterhalb des Betrags von 30 Mio. EUR. Die Mehrjahresrichtprogramme kénnen im
Rahmen von Halbzeit- oder Ad-hoc-Uberpriifungen unter Beriicksichtigung der
verwirklichten Ziele und etwaigen neu ermittelten Bedarfs, u. a. Bedarf infolge von Krisen-,
Nachkrisen- oder fragilen Situationen, angepasst werden.

In Artikel 12 (Programmierung fir Lander in Krisen-, Nachkrisen- und fragilen
Situationen) werden die besonderen Bedirfnisse und Umstande von Léandern in Krisen-,
Nachkrisen- und fragilen Situationen hervorgehoben, die bei der Ausarbeitung aller
Programmierungsdokumente zu bertcksichtigen sind. In Artikel 12 Absatz 2 wird die
potenzielle Notwendigkeit einer raschen Reaktion in solchen Landern unterstrichen, und ein
besonderes Verfahren (Ex-post-Komitologie, Artikel 14 Absatiz 3) fur eine Ad-hoc-
Uberpriifung der Strategiepapiere und Mehrjahresrichtprogramme vorgesehen.

In Artikel 13 (Programmierungsdokumente fir thematische Programme) werden die
Anforderungen und Verfahren fir die Ausarbeitung der Programmierungsdokumente fir die
thematischen Programme beschrieben. In dem Artikel ist ferner die Mdglichkeit vorgesehen,
im Bedarfsfall eine Halbzeit- oder Ad-hoc-Uberpriifung vorzunehmen.

In Artikel 14 (Genehmigung der Strategiepapiere und Annahme der
Mehrjahresrichtprogramme) wird festgelegt, dass die Mehrjahresplanungsdokumente (d. h.
Strategiepapiere, Mehrjahresrichtprogramme fir Partnerlander und —regionen sowie
thematische Strategiepapiere) von der Kommission nach Einholung der Stellungnahme eines
Ausschusses angenommen werden, dem Vertreter der Mitgliedstaaten angehodren und in dem
ein Vertreter der Kommission den Vorsitz fihrt (der Ausschuss wird nach Artikel 24 dieser
Verordnung eingerichtet).

Der Artikel sieht auch flexible und vereinfachte Regelungen fur Fale vor, in denen eine
Ausnahme vom reguléren Komitologieverfahren vorgesehen werden kann (z. B. Verzicht auf
das Komitologieverfahren bei technischen Anpassungen oder kleineren Anderungen der
Gesamtmittelzuweisungen), sowie fur Félle, in denen das Komitologieverfahren nach der
Annahme und Umsetzung der von der Kommission vorgenommenen Anderungen angewandt
werden konnte (z. B. in Krisen-, Nachkrisen- oder fragilen Situationen oder bei Bedrohungen
der Demokratie und der Menschenrechte).

4 Schlussbestimmungen (Titel V) —Artikel 15 bis 22

Um die Hilfe der Union kohdrenter und wirksamer zu machen und insbesondere zu
vermeiden, dass Programme auf verschiedene Instrumente verteilt werden, wird in Artikel 15
(Einbeziehung nach dieser Verordnung nicht forderfahiger Drittstaaten) die Moglichkeit
vorgesehen, alle Drittstaaten, Gebiete und Regionen einzubeziehen, sofern dies zu den
allgemeinen Zielen der Verordnung beitragt.

In Artikel 16 (Aussetzung der Hilfe) wird das Verfahren beschrieben, das im Falle der
Nichteinhaltung der in Titel 11 festgelegten Grundsétze sowie bei einer Aussetzung der Hilfe
auf der Grundlage dieser Verordnung anzuwenden ist.
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In den Artikeln 17 und 18 (Ubertragung von Befugnissen an die Kommission) wird die
Moglichkeit vorgesehen, die Kommission zur Annahme delegierter Rechtsakte zur Anderung
oder Erganzung der Anhénge | bis VII dieser Verordnung zu erméchtigen. In Artikel 18
werden die Merkmale und Verfahren dieser Befugnistibertragung beschrieben. Bei der
Annahme eines solchen delegierten Rechtsakts durch die Kommission werden das
Européische Parlament und der Rat gleichzeitig und unverziglich unterrichtet, und der
Rechtsakt tritt nur dann in Kraft, wenn die beiden Institutionen innerhalb einer Frist von zwei
Monaten ab dem Tag der Mitteilung (verlangerbar um zwei weitere Monate) keine Einwéande
gegen ihn erheben.

Mit Artikel 19 (Ausschuss) wird der betreffende Ausschuss eingerichtet, der die Kommission
bei der Durchfilhrung dieser Verordnung® unterstiitzt.

In Artikel 20 (Finanzvor schriften) wird der finanzielle Bezugsrahmen fiir die Durchfiihrung
der Verordnung festgelegt.

In Artikel 21 (Europdischer Auswértiger Dienst) wird hervorgehoben, dass diese
Verordnung im Einklang mit dem Beschluss des Rates Uber die Organisation und die
Arbeitsweise des Europdischen Auswértigen Dienstes’, insbesondere mit Artikel 9,
anzuwenden ist.

Artikel 22 (Inkrafttreten) regelt das Inkrafttreten der Verordnung und den Beginn ihrer
Geltung (1. Januar 2014), nicht aber ihr Aul3erkrafttreten.

6 Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
! Beschluss (EU) 2010/427 des Rates.
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2011/0406 (COD)
Vorschlag fur

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES

zur Schaffung eines Finanzierungsinstrumentsfir die Entwicklungszusammenar beit

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 209 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemal? dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

)

)

©)

Diese Verordnung bildet eines der Instrumente, die die auswartige Politik der
Europaischen Union direkt unterstitzen. Sie ersetzt die Verordnung (EG)
Nr. 1605/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006
zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments fiir die Entwicklungszusammenarbeit®,
die am 31. Dezember 2013 ausl &uft.

Die Armutsbekampfung bleibt eines der wichtigsten Ziele der Entwicklungspolitik der
Européischen Union, wie in Titel V Kapitel 1 des Vertrags Uber die Européische
Union und im Funften Teil Titel 111 Kapitel 1 des Vertrags tber die Arbeitsweise der
Europdischen Union vorgesehen, wund steht im Einklang mit den
Millenniumsentwicklungszielen (MDG)® oder anderen Zielen, die sich die Union und
ihre Mitgliedstaaten zueigen gemacht haben.

, Der Européische Konsens tiber die Entwicklungspolitik**® und die Mitteilungen der

Kommission ,Fir eine EU-Entwicklungspolitik mit groRerer Wirkung: Agenda fir
den Wandel“* und , Der kiinftige Ansatz fir die EU-Hilfe an Drittstaaten“*? sowie
samtliche kinftigen Mitteilungen, in denen Leitlinien und Grundsétze fir die
Entwicklungspolitik der Union aufgestellt werden, und die entsprechenden

10

11
12

ABI. L 378 vom 27.12.2006, S. 41.

Millenniums-Erklarung der Vereinten Nationen, Resolution der Generalversammiung vom
18. September 2000.

Gemeinsame Erkldrung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten, des Européischen Parlaments und der Kommission zur Entwicklungspolitik der
Européischen Union ,, Der Européische Konsens*, ABI. C 46 vom 24.2.2006, S.1.

Mitteilung vom 13. Oktober 2011 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).

Mitteilung vom 13. Oktober 2011 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).
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(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

Schlussfolgerungen bilden den allgemeinen Rahmen, die Leitlinien und den
Schwerpunkt fir die Durchfihrung dieser Verordnung.

Die Union griindet sich auf die Werte Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die universelle
Gultigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten und ihre
Achtung, die Achtung der Menschenwirde, den Grundsatz der Gleichheit und den
Grundsatz der Solidaritat sowie die Achtung der Grundsétze der Charta der Vereinten
Nationen und des Volkerrechts. Sie ist bestrebt, durch Dialog und Zusammenarbeit in
den Partnerléndern und -regionen das Bekenntnis zu diesen Werten zu entwickeln und
zu festigen.

Die Union bemiht sich ferner um Koharenz mit anderen Bereichen ihres auswartigen
Handelns. Dies sollte bei der Festlegung der Politik der Entwicklungszusammenarbeit
der Union, bei der strategischen Planung, der Programmierung und der Umsetzung der
Mal3nahmen gewdhrleistet werden.

Eine grolRBere Wirksamkeit der Hilfe, grofere Komplementaritdt und eine bessere
Harmonisierung, die Ausrichtung an den Partnerlandern und die Koordinierung der
Verfahren — sowohl zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten als auch im
Rahmen der Beziehungen zu den anderen Gebern und sonstigen Akteuren der
Entwicklungszusammenarbeit — sind entscheidend, um die Kohédrenz und Relevanz der
Hilfe zu gewahrleisten und zugleich die von den Partnerlandern zu tragenden Kosten
zu verringern. Durch ihre Entwicklungspolitik setzt sich die Union engagiert dafir ein,
die Schlussfolgerungen der Erkléarung zur Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit, die das Hochrangige Forum zur Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit in Paris am 2. M&rz 2005 angenommen hat, den am 4.
September 2008 angenommenen Aktionsplan von Accra und die daran anschlief3ende
Erklérung vom 1. Dezember 2011 in Busan umzusetzen. Das Ziel, eine gemeinsame
Programmierung der Union und ihrer Mitgliedstaaten zu verwirklichen, sollte gestarkt
werden. Diese Verpflichtungen haben zur Annahme einer Relhe von
Schlussfolgerungen durch den Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten geftihrt, unter anderem zum EU-V erhaltenskodex fur
K omplementaritat und Arbeitsteilung in der Entwicklungspolitik®® und zum operativen
Rahmen fiir die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe*.

Mit der Hilfe der Union sollen die gemeinsame Afrika-EU-Strategie™ und die darauf
basierenden Aktionsplane unterstiitzt werden, die den Rahmen fiir eine breit angelegte
und fir beide Seiten vortellhafte Zusammenarbeit innerhalb einer strategischen
Partnerschaft bildet, welche von dem Streben nach gemeinsamen Zielen auf
Augenhdhe gepragt ist.

Die Union und die Mitgliedstaaten sollten fur eine bessere Kohérenz und eine grél3ere
Komplementaritdt ihrer jeweiligen entwicklungspolitischen Strategien sorgen,

13

14

15

Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Mai 2007 zum ,, EU-V erhaltenskodex fur Komplementaritét und
Arbeitsteilung in der Entwicklungspolitik® (Dok. 9558/07).

Schlussfolgerungen des Rates vom 17. November 2009 zu einem operativen Rahmen fir die
Wirksamkeit der Entwicklungshilfe (Dok. 15912/09), erweitert und konsolidiert am 11. Januar 2011
(Dok. 18239/10).

The Africa-EU Strategic Partnership — A Joint Africa-EU Strategy, verabschiedet auf dem Gipeltreffen
von Lissabon, 9. Dezember 2007.
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9)

(10)

(11)

insbesondere indem sie auf die Prioritdten der Partnerlander und -regionen auf
Landerebene und regionaler Ebene eingehen. Um zu gewdhrleisten, dass die
entwicklungspolitische Strategie der Union und die Strategien der Mitgliedstaaten sich
erganzen und gegenseitig verstarken, sollten, wo immer moglich und zweckmaRig,
gemeinsame Programmierungsverfahren vorgesehen werden.

Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit orientiert sich die Politik der Union und
ihr Handeln auf internationaler Ebene an den MDG — wie die Beseitigung extremer
Armut und des Hungers —, einschliefllich spaterer Anderungen dieser Ziele, sowie an
den entwicklungspolitischen Zielen und Grundsédtzen, die die Union und ihre
Mitgliedstaaten im Rahmen der Vereinten Nationen (VN) und anderer internationaler
Organisationen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit gebilligt haben.

Die Union sollte in Bezug auf Krisen und Katastrophen und auf Konflikt- und fragile
Situationen einschliefflich Ubergangssituationen einen umfassenden Ansatz fordern.
Dies sollte inshesondere aufbauen auf den Schlussfolgerungen des Rates zu Sicherheit
und Entwicklung', zu einer Resktion der EU auf fragile Situationen'’, zur
Konfliktpravention'® sowie auf alen etwaigen weiteren einschlagigen
Schlussfolgerungen. Dies sollte die erforderliche Mischung von Anséizen,
Malinahmen und Instrumenten bieten, insbesondere indem fir eine angemessene
Ausgewogenheit zwischen den sicherheitsorientierten, entwicklungspolitischen und
humanitéren Konzepten gesorgt wird und kurzfristige Mal3nahmen mit langfristiger
Unterstitzung verknUpft werden.

Die Hilfe der Union sollte schwerpunktmaldig dort erfolgen, wo sie sich angesichts
deren Kapazitét, global zu agieren und auf globale Herausforderungen wie Beseitigung
der Armut, nachhaltige und breitenwirksame Entwicklung und weltweite Forderung
von Demokratie, verantwortungsvoller Staatsfihrung, Menschenrechten und
Rechtsstaatlichkeit zu reagieren, sowie angesichts deren langfristigen und
verlésslichen Engagements in der Entwicklungshilfe und Koordinierungsrolle
gegenlber ihren Mitgliedstaaten stérker auswirkt. Um die angestrebte Wirkung zu
erreichen, sollte der Grundsatz der Differenzierung nicht nur auf der Ebene der
Mittelzuweisungen angewandt werden, sondern auch auf der Ebene der
Programmierung, um sicherzustellen, dass die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
gezielt auf digenigen Partnerléander ausgerichtet wird, die am bedirftigsten sind,
einschliefdich fragile Staaten und besonders gefahrdete Staaten sowie Staaten, die Uber
begrenzte M 6glichkeiten verfligen, auf andere Finanzierungsquellen zur Unterstiitzung
ihrer eigenen Entwicklung zurtickzugreifen, wobei jewelils die potenzielle Wirkung der
Hilfe der Union in den Partnerlandern zu berticksichtigen ist. Folglich wirde die
bilaterale Programmierung nach Anwendung objektiver Kriterien, die auf dem Bedarf
und den Kapazitéten dieser Lander sowie auf der Wirkung der EU-Hilfe beruhen, auf
solche Lander ausgerichtet werden.

16
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18

Sicherheit und Entwicklung — Schlussfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 20. November 2007 (Dok. 15097/07).

Eine Resktion der EU auf fragile Situationen — Schlussfolgerungen des Rates und der im Rat
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 20. November 2007 (Dok. 11518/07).
Schlussfolgerungen des Rates zur Konfliktpravention, 3101. Tagung des Rates (Auswartige
Angelegenheiten), Luxemburg, 20. Juni 2011.
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(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

Diese Verordnung sollte eine Handlungsgrundlage fur die Programmierung bieten und
durch die Verwendung eines gemeinsamen Rahmendokuments als Grundlage fir die
Programmierung eine grofRere Kohdrenz zwischen den Politikbereichen der Union
fordern. Es sollte eine vollstandige Ausrichtung an den Partnerléndern und -regionen
ermoglichen, indem — wo angemessen — auf nationale Entwicklungsplane oder
dhnliche umfassende Entwicklungsdokumente Bezug genommen wird; ferner sollte
eine bessere Geberkoordinierung, insbesondere zwischen der Union und ihren
Mitgliedstaaten angestrebt werden, und zwar durch gemeinsame Programmierung.

Da die Ziele dieser Verordnung auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht hinreichend
verwirklicht werden kdnnen und daher wegen des Umfangs der Mal3nahmen besser
auf Unionsebene zu ereichen sind, kann die EU im Einklang mit dem
Subsidiaritatsprinzip und dem Grundsatz der Verhadtnismaliigkeit, die in Artikel 5 des
Vertrags Uber die Européische Union niedergelegt sind, tétig werden. Im Sinne des in
diesem Artikel genannten Grundsatzes der Verhdtnismaliigkeit geht diese Verordnung
nicht Gber das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Mal3 hinaus.

Vor dem Hintergrund der Globalisierung werden verschiedene interne Politikbereiche
der EU, wie Umwelt, Klimawandel, Beschaftigung (einschliefdlich menschenwdirdiger
Arbeit flr alle), Geschlechtergleichstellung, Energie, Wasser, Verkehr, Gesundheit,
Bildung, Recht und Sicherheit, Forschung und Innovation, Informationsgesellschaft,
Migration, Landwirtschaft und Fischerei, zunehmend auch Teil des auswartigen
Handelns der EU. In der Mittellung der Kommission ,, Europa 2020: Eine Strategie fur
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“*® wird das Engagement der
Union zur Forderung intelligenten, integrativen und nachhaltigen Wachstums im
Rahmen ihrer internen und auswartigen Politik bekréftigt, indem drei wichtige
Bereiche zusammengefuhrt werden: Wirtschaft, Soziales und Umwelt.

Bekdmpfung des Klimawandels und Umweltschutz zdhlen zu den grofen
Herausforderungen der Union, bel denen Handeln auf internationaler Ebene dringend
notwendig ist. In Ubereinstimmung mit den Absichten, die in der Mitteilung der
Kommission ,Ein Haushalt fir ,Europa 2020'“?° vom 29.Juni 2011 formuliert
wurden, sollte diese Verordnung zu dem Ziel beitragen, mindestens 20 % des EU-
Haushalts fur die Schaffung einer klimaresistenten Gesellschaft, die geringe CO,-
Emissionen verursacht, einzusetzen, und mindestens 25 % der Mittel des Programms
zu den globalen offentlichen Gitern und Herausforderungen sollten fur die Bereiche
Klimawandel und Umwelt eingesetzt werden. Mal3nahmen in diesen beiden Bereichen
sollten einander soweit wie moglich gegenseitig erganzen, um ihre Auswirkungen zu
verstarken.

In der Mitteilung ,,Fur eine EU-Entwicklungspolitik mit grof3erer Wirkung: Agenda
fir den Wandel“# ist die Fortsetzung der Unterstiitzung fir soziale Inklusion und
menschliche Entwicklung im Umfang von mindestens 20 % der Entwicklungshilfe der
Union vorgesehen. Um zu diesem Ziel beizutragen, sollten mindestens 20 % der Mittel
des Programms ,, Global e 6ffentliche Guter und Herausforderungen® zur Unterstiitzung
dieses Entwicklungsbereichs eingesetzt werden.

19
20
21

K OM (2010) 2020 endg.
K OM(2011) 500 endg.
KOM(2011) 637 endg.
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(17)

(18)

(19)

(20)

Die Liste der Partnerlander im Rahmen dieser Verordnung sollte auf der Grundlage
etwaiger Verdnderungen ihrer Einstufung durch den Entwicklungsausschuss der
Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD/DAC),
sowie bei erheblichen Veranderungen in den Bereichen menschliche Entwicklung,
Grad der Abhangigkeit von externen Hilfeleistungen, Krisensituationen, Anfélligkeit
sowie anderer Aspekte, wie die Dynamik des Entwicklungsprozesses, angepasst
werden. Solche Aktualisierungen, Uberpriffungen der im Rahmen der bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit forderfahigen Partnerlander und Anderungen der
Definitionen der einzelnen Bereiche der Zusammenarbeit und Aktivitdten sowie
Anpassungen der Richtbetrage der Mittelzuweisungen fur die einzelnen Programme
bilden nichtwesentliche Elemente dieser Verordnung. Damit der Geltungsbereich der
sich rasch verdndernden Redlitét in Drittlandern angepasst werden kann, sollte der
Kommission folglich nach Artikel 290 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Européischen Union die Befugnis zur Annahme von Rechtsakten in Bezug auf die
Aktualisierung der Anhénge dieser Verordnung Ubertragen werden, die unter anderem
die Liste der fur eine Finanzierung durch die Union in Betracht kommenden
Partnerlénder und -—regionen, die Bestimmung der einzelnen Bereiche der
Zusammenarbeit im Rahmen der geografischen und thematischen Programme und die
Richtbetrége der Mittelzuweisungen fur die enzelnen Programme enthalten.
Besonders wichtig ist, dass die Kommission im Rahmen der Vorbereitung
angemessene Konsultationen auch auf Expertenebene durchfihren sollte. Bei der
Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission zudem
dafir sorgen, dass die einschlggigen Dokumente gleichzeitig, punktlich und
ordnungsgemal’ an das Européi sche Parlament und den Rat Gbermittelt werden.

Zur Gewdhrleistung einheitlicher Bedingungen fur die Durchfihrung dieser
Verordnung sollten der Kommission Durchfihrungsbefugnisse Ubertragen werden.

Die Durchfihrungsbefugnisse im Zusammenhang mit dem Strategiepapieren und den
M ehrjahresrichtprogrammen nach den Artikeln 11 bis 14 dieser Verordnung sollten im
Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und
Grundsdtze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der
Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren®, ausgelibt werden. Da
diese Durchfihrungsrechtsakte der politischen Ausrichtung dienen  oder
Auswirkungen auf den Haushalt haben, sollten sie im Allgemeinen nach dem
Prufverfahren angenommen werden, es sei denn, es handelt sich um Mal3nahmen von
geringem finanziellem Umfang. Die Kommission sollte sofort geltende
Durchfihrungsrechtsakte erlassen, wenn dies in hinreichend begrindeten Félen, in
denen eine rasche Reaktion der Union erforderlich ist, wegen auf3erster Dringlichkeit
geboten ist.

Gemeinsame Vorschriften und Verfahren fir die Anwendung der Instrumente der EU
im Bereich des auswartigen Handelns sind in der im Folgenden als , gemeinsame
Durchflhrungsverordnung®  bezeichneten Verordnung (EU) Nr. .../... des
Européischen Parlaments und des Rates vom ... % festgelegt.

22
23

ABI. L 55vom 28.2.2011, S. 13.
ABI.L...
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(21)

Die Organisation und die Arbeitsweise des Européischen Auswartigen Dienstes sind
im Beschluss 2010/427/EU des Rates™ festgelegt —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

D

)

TITEL |

EINLEITUNG

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

Auf der Grundlage dieser Verordnung kann die Union Folgendes finanzieren:

(@

(b)

(©)

geografische Programme zur Unterstitzung der Zusammenarbeit mit den
Entwicklungsléandern und in Entwicklung befindlichen Gebieten und Regionen,
diein Anhang | dieser Verordnung genannt (im Folgenden , Partnerlander und
—regionen“) und in der Liste der Hilfeempfanger des Ausschusses fir
Entwicklungshilfe der Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD/DAC) aufgefthrt sind, die als Anhang Il beigefigt ist.
Partnerlénder, die Unterstitzung im Rahmen bilateraler Entwicklungshilfe
erhalten, werden in Anhang |11 aufgefhrt.

thematische Programme zum Thema globale Offentliche Giter und
Herausforderungen und zur Unterstitzung von Organisationen  der
Zivilgesellschaft und lokaler Behorden in Landern, Gebieten und Regionen, die
im Rahmen eines geografischen Programms nach Anhang | dieser Verordnung,
im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. [.../...] des Européischen Parlaments und
des Rates zur Schaffung eines Européischen Nachbarschaftsinstruments® oder
des Beschlusses [2001/822/EG vom 27. November 2001 Uber die Assoziation
der Uberseeischen Lander und Gebiete®] forderfahig sind, und in Staaten in
Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP), die
Unterzeichnerstaaten des am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichneten AKP-
EU-Partnerschaftsabkommens sind.

ein afrikaweites Programm zur Unterstiitzung der gemeinsamen Afrika-EU-
Strategie in den von dieser Strategie abgedeckten Léandern, Gebieten und
Regionen.

Im Sinne dieser Verordnung wird eine Region as eine geografische Einheit definiert,
die mehr a's ein Entwicklungsland umfasst.

TITEL Il

ZIELE UND ALLGEMEINE GRUNDSATZE

24
25
26

ABI. L 201 vom 3.8.2010, S. 30.

ABI.L...
ABI. L 314vom 30.11.2001, S. 1.
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(1)

2

3

Artikel 2
Zieleund Foérderkriterien
Im Rahmen der Grundsétze und Ziele des auswértigen Handelns der Union

(d) ist das wichtigste Ziel der Zusammenarbeit nach dieser Verordnung die
Verringerung und langfristig die Beseitigung der Armut;

(e) wird die Zusammenarbeit nach dieser Verordnung auch zur Verwirklichung
weiterer Ziele des auswartigen Handelns der EU beitragen, insbesondere:

i) Forderung einer nachhaltigen wirtschaftlichen, sozialen und
okologischen Entwicklung und

i) Forderung der  Demokratie, der  Rechtsstaatlichkeit, der
verantwortungsvollen Staatsfiihrung und der Achtung der Menschenrechte.

Zur Messung der Verwirklichung dieser Ziele werden geeignete Indikatoren
herangezogen, insbesondere die fur MDG1 festgelegten Indikatoren fir
Unterabsatz a und die fiur MDG 1 bis 8 festgelegten Indikatoren fur Unterabsatz b,
sowie weitere von der Union und ihren Mitgliedstaaten vereinbarte I ndikatoren.

Die Mal3nahmen im Rahmen der geografischen Programme sind so zu gestalten, dass
sie den Kriterien gentigen, die der OECD/DAC fur die 6ffentliche Entwicklungshilfe
aufgestellt hat.

Die Mal3nahmen im Rahmen des afrikaweiten Programms und der thematischen
Programme sind so zu gestalten, dass sie den Kriterien geniigen, die der OECD/DAC
fur die 6ffentliche Entwicklungshilfe aufgestellt hat, es sei denn,

(f)  die Eigenschaften des Beglnstigten lassen dies nicht zu oder

(g die Malnahme dient der Durchfihrung einer globalen Initiative, einer
politischen Prioritét der Union oder einer internationalen Verpflichtung der
Union nach Artikel 6, und die Mal3nahme weist nicht die erforderlichen
Merkmale auf, um die Kriterien fur die offentliche Entwicklungshilfe zu
erfullen.

Unbeschadet des Punkts @ missen mindestens 90% der im Rahmen des
afrikaweiten Programms und der thematischen Programme vorgesehenen Ausgaben
den Kriterien gentigen, die der OECD/DAC fur die offentliche Entwicklungshilfe
aufgestellt hat.

Malinahmen, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20.
Juni 1996 Uber die humanitére Hilfe”” fallen und danach finanziell geférdert werden
koénnen, werden grundsétzlich nicht im Rahmen dieser Verordnung finanziert, es sel
denn, es gilt die Kontinuitdt der Zusammenarbeit beim Ubergang von einer
Krisensituation zu stabilen Bedingungen fir die Entwicklung sicherzustellen.

27

ABI. L 163 vom 2.7.1996, S. 1.
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(D)

(2)

©)

(4)

©)

Artikel 3
Allgemeine Grundsatze

Die Union grindet sich auf die Werte Demokratie, Rechtsstaatlichkeit sowie
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und ist bestrebt, diese durch
Diadlog und Zusammenarbeit mit Partnerlandern und -regionen zu fordern,
fortzuentwickeln und zu festigen.

Damit bel der Umsetzung dieser Verordnung die Hilfe der Union eine hohe Wirkung
erzielt, wird ein differenzierter Ansatz in Bezug auf die verschiedenen Partnerlander
verfolgt, damit gewahrleistet ist, dass ihnen eine spezifische, mal3geschneiderte
Zusammenarbeit angeboten wird, die ausgeht von

(h)  ihren Bedirfnissen,

(i) ihren Fahigkeiten, finanzielle Ressourcen zu mobilisieren und auf diese
zuzugreifen, und ihren Absorptionskapazitéten und

()  ihren Verpflichtungen und Leistungen.

Bei dem differenzierten Ansatz wird auch die potenzielle Wirkung der Hilfe der
Union in den Partnerlandern berticksichtigt.

Die Lander mit dem grofden Hilfebedarf, insbesondere die am wenigsten
entwickelten Lander, die Lander mit geringem Einkommen und Lander, die sich in
Krisen-, Nachkrisen- oder fragilen Situationen befinden, werden bei dem
Mittel zuwei sungsverfahren prioritar behandelt.

Die folgenden Querschnittsthemen sind durchgangig in ale Programme
einzubeziehen: Forderung der Menschenrechte, der Gleichstellung der Geschlechter,
Starkung der Rolle der Frau, Nichtdiskriminierung, Stéarkung der Demokratie, der
verantwortungsvollen Staatsfihrung, der Rechte von Kindern und indigenen
Volkern, soziale Inklusion und die Rechte von Menschen mit Behinderungen,
Forderung der okologischen Nachhaltigkeit einschliefdlich Klimaschutz sowie
Bekampfung von HIV/AIDS.

Besonderes Augenmerk wird auf die Stdrkung der Rechtsstaatlichkeit, die
Verbesserung des Zugangs zur Justiz und die Unterstiitzung der Zivilgesellschaft,
Handel und nachhaltige Entwicklung, Zugang zu IKT, Gesundheit und
Erndhrungssicherheit wie auch auf die Forderung des Dialogs, der Partizipation und
der Aussbhnung sowie I nstitutionenaufbau gelegt.

Bei der Umsetzung dieser Verordnung wird die Kohédrenz mit anderen Bereichen des
auswartigen Handelns der Union sowie mit sonstigen einschlagigen Mal3nahmen der
Union gewdhrleistet. Zu diesem Zweck beruhen die im Rahmen dieser Verordnung
finanzierten Mal3nahmen einschlief3lich der von der EIB verwalteten Mal3nahmen auf
Kooperationsstrategien, die in Instrumenten wie Vereinbarungen, Erklérungen und
Aktionsplénen der Union und der betreffenden Drittstaaten und -regionen
niedergelegt sind, sowie auf den Entscheidungen, spezifischen Interessen, politischen
Prioritéten und Strategien der Union.
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(6)

(7)

(8)

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen fir einen regelmalligen und
haufigen Informationsaustausch auch mit anderen Gebern und férdern eine bessere
Koordinierung der Geber und eine grofRere Komplementaritat ihrer Mal3nahmen,
indem sie auf eine gemeinsame mehrjahrige Programmplanung auf der Grundlage
der Armutsbekdmpfungsstrategien der Partnerlander oder vergleichbarer Strategien
hinarbeiten, indem gemeinsame Durchfihrungsmechanismen geschaffen werden,
wozu auch die Durchfiihrung gemeinsamer Analysen gehort, und indem gemeinsame
Gebermissionen  durchgefihrt  und  Kofinanzierungsvereinbarungen  und
Vereinbarungen Uber delegierte Zusammenarbeit getroffen werden.

Die Union und die Mitgliedstaaten férdern im Rahmen ihrer jeweiligen
Zustandigkeitsbereiche einen multilateralen Ansatz zur Bewdltigung der globaen
Herausforderungen und unterstiitzen gegebenenfalls die Zusammenarbeit mit
internationalen Organisationen und Einrichtungen sowie mit anderen bilateralen
Gebern.

Die Union fordert eine wirksame Zusammenarbeit mit den Partnerlandern und
-regionen auf der Grundlage international bewdahrter Verfahren. Sie richtet ihre
Unterstiitzung zunehmend an den nationalen oder regionalen Entwicklungsstrategien,
der Reformpolitik und den Verfahren ihrer Partner aus. Sie tragt zu verstarkter
gegenseitiger Rechenschaftsablegung der Partnerregierungen, der Einrichtungen und
der Geber bei und fordert das Fachwissen und die Beschaftigung vor Ort. Zu diesem
Zweck fordert sie

(k) einen Entwicklungsprozess, der vom Partnerland bzw. der Partnerregion selbst
gesteuert wird und fur den dieses bzw. diese die Verantwortung tbernimmt

() integrative und partizipatorische Entwicklungsansdtze und eine breite
Einbeziehung aler gesellschaftlichen Kreise in den Entwicklungsprozess und
den nationalen und regionaen Dialog, einschliefdlich des politischen Dialogs

(m) wirksame und innovative Kooperationsmodalitéten und —nstrumente im Sinne
von Artikel 4 der gemeinsamen Durchfuhrungsverordnung, wie die
Kombination von  Darlehen und  Zuschissen sowie  andere
Risikoteilungsmechanismen in ausgewdhlten Sektoren und Landern, und
Einbeziehung der Privatwirtschaft im Einklang mit den bewdahrten Verfahren
des OECD/DAC. Diese Moddlitéen und Instrumente werden auf die
besonderen Umstande jedes Partnerlands und jeder Partnerregion abgestimmit;
der Schwerpunkt liegt dabel auf programmgestitzten Ansdtzen, der
zuverlassigen Bereitstellung der Hilfsgelder, der Mobilisierung privater Mittel,
der Entwicklung und Nutzung von Landersystemen sowie auf
ergebnisorientierten  Entwicklungsansdtzen, gegebenenfals einschliefdich
international vereinbarter Ziele und Indikatoren wie derjenigen der MDG
sowie

(n) ene erhthte Wirkung der politischen Strategien und der Programmierung,
indem die Anstrengungen der Geber koordiniert und harmonisiert werden, um
so Uberschneidungen und Doppelarbeit zu vermeiden, die Komplementaritét
zu erhodhen und Initiativen aller Geber zu unterstiitzen;
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(9)

(10)

(o) die Koordinierung erfolgt in den Partnerlandern und -regionen; dabel werden
vereinbarte Leitlinien und Grundsétze bewahrter Verfahren betreffend die
Koordinierung und Wirksamkeit der Hilfe angewendet.

Die Union unterstiitzt unter anderem die Durchfihrung bilateraler, regionaler und
multilateral er Mal3nahmen far Zusammenarbeit und Dialog,
Partnerschaftsvereinbarungen und drei seitige Zusammenarbeit.

Die Kommission sorgt fur einen regelmélligen Informationsaustausch mit der
Zivilgesellschaft.

TITEL 11

GEOGRAFISCHE UND THEMATISCHE PROGRAMME

Artikel 4

Durchfuhrung der Hilfe der Union

Entsprechend dem allgemeinen Gegenstand und Geltungsbereich, den Zielen und den
allgemeinen Grundsétzen dieser Verordnung wird die Hilfe der Union durch geografische und
thematische Programme und das afrikaweite Programm und in Einklang mit der gemeinsamen
Durchfihrungsverordnung umgesetzt.

D

2)

©)

(4)

Artikel 5
Geogr afische Programme

Die Kooperationsmal3nahmen der Union nach diesem Artikel werden durch
Malinahmen mit nationaler, regionaler, regionentbergreifender und kontinentweiter
Tragweite durchgefihrt.

Unbeschadet des Artikels 1 Absatz1 Buchstabea umfasst ein geografisches
Programm in geeigneten Tétigkeitsbereichen

(p) dieregionale Zusammenarbeit mit den in Anhang | genannten Partnerlandern
und

(@) diebilaterae Zusammenarbeit mit denin Anhang |11 genannten Partnerlandern.

Geografische Programme kdnnen unter anderem aufgestellt werden aufgrund der im
» Européischen Konsens* genannten Bereiche der Zusammenarbeit, um die in Artikel
2 Absatz 1 festgelegten Ziele zu verwirklichen.

Gemeinsame Bereiche der Zusammenarbeit und spezifische Bereiche der
Zusammenarbeit fir die einzelnen Regionen werden in Anhang 1V aufgefhrt.

Innerhalb der einzelnen Landerprogramme wird die Union ihre Hilfe grundsétzlich
auf drei Sektoren konzentrieren.
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Artikel 6

Thematische Programme

Entsprechend dem allgemeinen Gegenstand und Geltungsbereich, den Zielen und den
allgemeinen Grundsdtzen dieser Verordnung bieten die im Rahmen von thematischen
Programmen getroffenen Mal3nahmen einen Mehrwert gegeniber den im Rahmen der
geografischen Programme geférderten Malihahmen und erganzen diese.

Fur die Programmierung der thematischen Mal3nahmen gelten die folgenden Bedingungen:

(@

(b)

(©)

(1)

)

DE

die politischen Ziele der Union nach dieser Verordnung kénnen nicht angemessen
oder wirksam mit Hilfe der geografischen Programme erreicht werden

die Mal3nahmen beziehen sich auf globale Initiativen zur Unterstitzung international
vereinbarter Ziele oder auf globale offentliche Giiter und Herausforderungen, wobei
se in letzterem Fale abweichend von Artiked 9 der gemeinsamen
Durchfiihrungsverordnung Mal3nahmen in Mitgliedstaaten, Kandidatenlandern und
potenziellen Kandidaten und anderen Drittstaaten, wie in dem betreffenden
thematischen Programm vorgesehen, umfassen kdnnen

und/oder
es muss sich um Mal3nahmen folgender Art handeln:
—  multiregionale und/oder Querschnittsmaldnahmen

- innovative Strategien und/oder Initiativen, die in kinftige Mal3nahmen
einflieflen sollen

- Matnahmen in Fdlen, in denen keine Einigung mit der/den
Partnerregierung(en) Uber die Mal3nahme erzielt wurde

- Mal3nahmen, die einer politischen Prioritdt der Union oder ener
internationalen Verpflichtung oder einem internationalen Engagement der
Union entsprechen, und

—  gegebenenfals Malinahmen in Fallen, in denen es kein geografisches
Programm gibt oder dieses ausgesetzt wurde.
Artikel 7
Globale offentliche Guiter und Herausforderungen

Mit der Hilfe der Union im Rahmen des Programms ,, Globale 6ffentliche Glter und
Herausforderungen® wird das Ziel verfolgt, Malinahmen in Bereichen wie Umwelt
und Klimawandel, nachhaltige @ Energie,  menschliche  Entwicklung,
Erndhrungssicherheit sowie Migration und Asyl zu unterstiitzen.

Die Tatigkeitsbereiche fur die Hilfe der Union nach diesem Artikel sind in Anhang V
aufgefihrt.
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(1)

)

D

)

©)

)

Artikel 8
Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behorden

Ziel des Programms ,, Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behdrden® im
Entwicklungsprozess ist es, Initiativen im Entwicklungsbereich, die von oder fir
Organisationen der Zivilgesellschaft sowie von lokalen Behorden in der Union und
den Partnerlandern, den Kandidatenlandern und den potenziellen Kandidaten oder
fur diese ergriffen werden, zu finanzieren.

Die Tétigkeitsbereiche fur die Hilfe der Union nach diesem Artikel sowie eine als
Hinweis dienende Liste der Kategorien von Organisationen der Zivilgesellschaft und
lokaler Behorden sind in Anhang V aufgefihrt.

Artikel 9

Afrikaweites Programm

Mit der Hilfe der Union soll die Durchfiihrung der gemeinsamen Afrika-EU-
Strategie, insbesondere der an diese anschlief3enden Aktionsplane, unterstiitzt
werden, um Malnahmen regionenibergreifender, kontinentweiter oder globaler
Prégung abzudecken.

Das afrikaweite Programm wird ferner die Komplementaritdét und Kohérenz mit
anderen Finanzierungsinstrumenten des auswartigen Handelns der Union fordern,
insbesondere mit dem Européschen Entwicklungsfonds und dem Européischen
Nachbarschaftsinstrument.

Die Bereiche der Zusammenarbeit, in denen die Hilfe der Union geméald diesem
Artikel geleistet werden soll, sind in Anhang V1 aufgefihrt.

Das Mehrjahresrichtprogramm fir das afrikaweite Programm wird auf der Grundlage
der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie und der zugehorigen Aktionsplane aufgestellt.

TITEL IV

PROGRAMMIERUNG UND ZUWEISUNG DER MITTEL

Artikel 10

Allgemeiner Rahmen fur die Programmierung und die Zuweisung der Mittel

Bei geografischen Programmen wird fur jedes Partnerland und jede Partnerregion ein
Mehrjahresrichtprogramm auf der Grundlage eines Strategiepapiers nach Artikel 11
ausgearbeitet.

Bei thematischen Programmen werden Mehrjahresrichtprogramme nach Artikel 13
ausgearbeitet.

Die Kommission nimmt die Durchfihrungsmal3nahmen nach Artikel 2 der
gemeinsamen DurchfUhrungsverordnung auf der Grundlage der in den Artikeln 11
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und 13 genannten Programmierungsdokumente an. Bel Vorliegen besonderer
Umstdnde kann die Hilfe der Union wie in der gemeinsamen
Durchfiihrungsverordnung vorgesehen jedoch auch im Wege nicht durch diese
Dokumente abgedeckter Mal3nahmen durchgefihrt werden.

Die Union und die Mitgliedstaaten konsultieren einander sowie weitere Geber und
entwicklungspolitische Akteure einschliefdlich Vertreter der Zivilgesellschaft und der
regionalen und lokalen Behtrden in ener frithen Phase des
Programmierungsprozesses, um die Komplementaritdt und Kohéarenz ihrer
K ooperationsmal3nahmen zu fordern. Diese Konsultation kann zu einer gemeinsamen
Programmierung der Union und ihrer Mitgliedstaaten fhren.

Die Kommission legt innerhalb jedes einzelnen geografischen Programms
Mehrjahresrichtbetrége im Einklang mit den algemeinen Grundsdtzen dieser
Verordnung auf der Grundlage der in Artikel 3 Absatz 2 festgelegten Kriterien fest,
wobei sie neben den Besonderheiten der jeweiligen Programme den spezifischen
Schwierigkeiten von Landern oder Regionen Rechnung tragt, die Krisen oder
Konflikte zu bewaltigen haben, besonders anfallig oder fragil sind oder haufig von
Katastrophen heimgesucht werden.

Die Mittel mussen nicht einem bestimmten Zweck zugewiesen werden.
Vorbehdtlich der spéteren Zuweisung oder Neuzuweisung dieser Mittel nach
Artikel 11 Absatz 5 und Artikel 13 wird Uber die Verwendung dieser Mittel zu einem
spateren Zeitpunkt im Einklang mit der gemeinsamen Durchfihrungsverordnung
entschieden.

Artikel 11
Programmierungsdokumente fir geogr afische Programme

Im Einklang mit den allgemeinen Aufgaben und Befugnissen, den Zielen, den
Grundsétzen und der Politik der Union bilden die Strategiepapiere einen koharenten
Rahmen fir die Entwicklungszusammenarbeit zwischen der Union und den
betreffenden Partnerlandern oder -regionen.

Die Ausarbeitung und Umsetzung der Strategiepapiere erfolgt unter Achtung der
folgenden Grundsétze der Wirksamkeit der Hilfe: nationale Eigenverantwortlichkeit,
Partnerschaftlichkeit, Koordinierung, Harmonisierung, Ausrichtung an den Systemen
der Empféangerlander oder —regionen, gegenseitige Rechenschaftspflicht und
Ergebnisorientiertheit nach Artikel 3 Absétze 5 bis 8.

Zu diesem Zweck werden die Strategiepapiere grundsétzlich auf der Grundlage eines
Dialogs zwischen der Union und den Partnerlandern und -regionen sowie
gegebenenfalls unter Beteiligung der betreffenden Mitgliedstaaten und der
Partnerlander und —regionen und unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft und der
regionalen und lokalen Behdrden erstellt, um eine hinreichende eigenverantwortliche
Mitwirkung der betroffenen Lander und Regionen an diesem Prozess zu
gewdhrleisten und die Unterstiitzung nationaler Entwicklungsstrategien — vor alem
der Strategien zur Armutsbekampfung — zu fordern.
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Die Strategiepapiere konnen einer Halbzeituberprifung bzw. erforderlichenfalls auch
Ad-hoc-Uberpriifungen unterzogen werden, bei denen gegebenenfalls die Grundsitze
und Verfahren der mit den Partnerlandern und -regionen geschlossenen
Partnerschafts- und K ooperationsabkommen Anwendung finden.

Fir die jeweiligen Partnerlénder oder -regionen werden Strategiepapiere
ausgearbeitet, es sei denn, fur das betreffende Partnerland oder die Partnerregion
wurde ein gemeinsames Rahmendokument zur Festlegung einer umfassenden
Strategie der Union unter Berlicksichtigung der Entwicklungspolitik ausgearbeitet.

Keine Strategiepapiere sind erforderlich fir

(@) Lénder, die Uber eine nationale Entwicklungsstrategie in Form eines nationalen
Entwicklungsplans oder eines &hnlichen Entwicklungsdokuments verfiigen,
den bzw. das die Kommission bel der Annahme des entsprechenden
M ehrjahresrichtprogramms als Grundlage fir dieses Mehrjahresrichtprogramm
anerkannt hat

(b) Lénder und Regionen, fur die die Union und die Mitgliedstaaten ein
gemeinsames M ehrjahresplanungsdokument vereinbart haben

(c) Regionen, die Uber eine gemeinsam mit der EU vereinbarte Strategie verfiigen

Strategiepapiere sind nicht erforderlich fir Lander und Regionen, bel denen die
Mittelzuweisung der Union auf der Grundlage dieser Verordnung hochstens
50 Mio. EUR fur den Zeitraum 2014-2020 betrégt.

Mehrjahresrichtprogramme werden fur jedes Land und jede Region, fur die im
Rahmen dieser Verordnung ein Richtbetrag fir eine Mittelzuweisung der Union
vorgesehen ist, ausgearbeitet. Mit Ausnahme der in Absatz 4 genannten Lander und
Regionen werden diese Dokumente auf der Grundlage von Strategiepapieren oder
ahnlicher in diesem Artikel genannter Dokumente ausgearbeitet.

Fir die Zwecke dieser Verordnung kann das in Absatz 3 Buchstabe b vorgesehene
gemeinsame M ehrjahresprogrammierungsdokument, sofern es den in diesem Absatz
festgelegten Grundsdtzen und Bedingungen einschliefdlich der Festlegung eines
Richtbetrags fur die Mittelzuweisung und den in Artikel 14 festgelegten Verfahren
entspricht, als Mehrjahresrichtprogramm betrachtet werden.

In den Mehrjahresrichtprogrammen werden die fir eine Finanzierung durch die
Union ausgewahlten prioritéren Bereiche, die spezifischen Ziele, die erwarteten
Ergebnisse, die Leistungsindikatoren und die Richtbetrdge der Mittelzuweisungen
genannt, sowohl insgesamt als auch nach prioritdren Bereichen. Die Hohe der
Mittelzuweisung kann erforderlichenfalls in Form einer Spanne angegeben werden
und nicht alle Mittel missen einer bestimmten Verwendung zugewiesen werden.

Die Mehrjahresrichtprogramme sollten erforderlichenfalls unter Berticksichtigung
der Halbzeit- oder  Ad-hoc-Uberprifungen  des  zugrundeliegenden
Strategi edokuments angepasst werden.

Nach dem Grundsatz der gegenseitigen Rechenschaftspflicht bel der Verfolgung und
Verwirklichung der vereinbarten Ziele einschliefdlich derjenigen, die sich auf
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verantwortungsvolle Staatsfiihrung, Demokratie und Achtung der Menschenrechte
sowie Rechtsstaatlichkeit beziehen, kdnnen die Richtbetrage der Mittel zuweisungen
im Anschluss an eine Uberpriifung nach oben oder nach unten angepasst werden,
insbesondere wenn ein besonderer Bedarf vorliegt, wie etwa bei Krisen-,
Nachkrisen- oder fragilen Situationen oder bei auf3ergewohnlichen oder nicht
ausreichenden Leistungen.

Artikel 12

Programmierung fur Lander in Krisen-, Nachkrisen- und fragilen Situationen

Bei der Ausarbeitung der Programmierungsdokumente fur Lander in Krisen-,
Nachkrisen- und fragilen Situationen werden die Anfalligkeit, die besonderen
Bedirfnisse und die jeweiligen Besonderheiten der betreffenden L&nder und
Regionen berlicksichtigt.

Konfliktpravention, Staatsaufbau und Friedenskonsolidierung sowie Mal3nahmen fur
die Aussbhnung nach Konflikten und Wiederaufbaumaihahmen sind gebihrend zu
beachten.

Sofern Partnerléander oder Gruppen von Partnerlandern sich direkt in einer Krisen-,
Nachkrisen- oder fragilen Situation befinden oder von einer solchen Krise betroffen
sind, wird besonderes Augenmerk auf die verstarkte Koordinierung zwischen
Nothilfe, Wiederaufbau und Entwicklung gelegt, damit der Ubergang von der
Nothilfe- zur Entwicklungsphase gewéahrleistet wird. Bei Programmen fur Lander
und Regionen, die sich in einer fragilen Situation befinden oder regelmaldig von
Naturkatastrophen heimgesucht werden, wird besonderes Augenmerk auf den
Katastrophenschutz und die Katastrophenvorsorge sowie auf die Bewdltigung der
Folgen solcher Katastrophen gelegt.

In Krisenféllen, Nachkrisen- oder fragilen Situationen und bel Bedrohungen von
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten oder Grundfreiheiten, in denen
eine rasche Reaktion der Union erforderlich ist, kann im Rahmen des in Artikel 15
Absatz 4 der gemeinsamen Durchfihrungsverordnung beschriebenen
Dringlichkeitsverfahrens nach einer Ad-hoc-Uberprifung der lénder- oder
regionalspezifischen Kooperationsstrategie eine Anderung des in Artikel 11
genannten Dokuments vorgenommen werden.

Im Rahmen solcher Uberpriifungen kann eine spezifische und geeignete Strategie
vorgeschlagen werden, um den Ubergang zur langfristigen Zusammenarbeit und
Entwicklung zu gewéhrleisten und eine bessere Koordinierung und einen besseren
Ubergang zwischen den Instrumenten der humanitaren Hilfe und der
Entwicklungspolitik zu férdern.

Artikel 13
Programmierungsdokumente fur thematische Programme

In den Mehrjahresrichtprogrammen fir thematische Programme werden die Strategie
der Union fur das betreffende Thema, die fur die Finanzierung durch die Union
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ausgewahlten Prioritéten, die spezifischen Ziele, die erwarteten Ergebnisse, die
Leistungsindikatoren, die internationale Lage und die Aktivitdten der wichtigsten
Partner dargelegt. Im Falle einer Beteiligung an globalen Initiativen werden
gegebenenfalls entsprechende Ressourcen und Aktionsschwerpunkte festgelegt. Die
Mehrjahresrichtprogramme mussen mit den in Artikel 11 Absatz 3 genannten
Dokumenten in Einklang stehen.

(2 In den Mehrjahresrichtprogrammen werden die Richtbetrdge der Mittelzuweisungen
sowohl fir das gesamte Programm als auch fir die einzelnen Schwerpunktbereiche
aufgefuhrt. Die Hohe der Mittelzuweisung kann erforderlichenfalls in Form einer
Spanne angegeben werden und/oder nicht ale Mittel missen einer bestimmten
Verwendung zugewiesen werden. Die Mehrjahresrichtprogramme werden, wenn fr
eine wirksame Umsetzung der politischen Strategien erforderlich, unter
Beriicksichtigung der Halbzeit- oder Ad-hoc-Uberpriffungen der Strategiepapiere
angepasst.

3 Die Kommission und die Mitgliedstaaten konsultieren einander sowie weitere Geber
und entwicklungspolitische Akteure einschliefflich Vertreter der Zivilgesellschaft
und lokale Behoérden in einer friihen Phase des Programmierungsprozesses, um die
Komplementaritét ihrer Kooperationsmal3nahmen zu férdern.

Artikel 14
Genehmigung der Strategiepapiere und Annahme der Mehrjahresrichtprogramme

(D) Die Genehmigung der  Strategiepapiere und die  Annahme  der
M ehrjahresrichtprogramme durch die Kommission erfolgen nach dem in Artikel 15
Absatz 3 der gemeinsamen Durchfihrungsverordnung genannten Prufverfahren.
Dieses Verfahren wird auch bei grundlegenden Uberarbeitungen angewandt, die zu
einer erheblichen Anderung der Strategie oder ihrer Programmierung fiihren.

2 Das in Absatz 1 genannte Verfahren wird nicht bei nichtsubstanziellen Anderungen
der Strategiepapiere und der Mehrjahresrichtprogramme angewandt, mit denen
technische Anpassungen vorgenommen werden, Mittel innerhalb der Richtbetrage
fur die einzelnen prioritéren Bereiche umgeschichtet werden oder der urspringliche
Richtbetrag um einen Betrag von weniger als 20 % aufgestockt oder gekirzt wird,
vorausgesetzt, diese Anderungen wirken sich nicht auf die in diesen Dokumenten
festgelegten prioritdren Bereiche und Ziele aus. In diesem Fall werden die
Anpassungen dem Europaischen Parlament und dem Rat innerhalb eines Monats
mitgeteilt.

3 Die Kommission kann die Strategiepapiere und die Mehrjahresrichtprogramme nach
dem in Artikel 15 Absatz 4 der gemeinsamen Durchfihrungsverordnung genannten
Dringlichkeitsverfahren @ndern, wenn in hinreichend begriindeten Fallen aul3erster
Dringlichkeit, insbesondere bei Vorliegen der in Artikel 12 Absatz 2 genannten
Umstande, eine rasche Reaktion der Union erforderlich ist
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TITEL V

SCHLUSSBESTIMM UNGEN

Artikel 15
Einbeziehung nach dieser Verordnung nicht forderfahiger Drittlander

In begriindeten Fallen kann die Kommission zur Gewdhrleistung der Kohéarenz und
Wirksamkeit der Finanzhilfe der Union oder zur Forderung der regionalen oder
regionenibergreifenden Zusammenarbeit beschlief3en, unbeschadet des Artikels 2 Absatz 3,
Lander, Gebiete und Regionen, die nach Artikel 1 nicht férderfahig sind, zur Teilnahme an
Mal3nahmen zu berechtigen, sofern die durchzufiihrenden Mal3nahmen globalen, regionalen,
regionenlbergreifenden oder grenzibergreifenden Charakter besitzen. Unbeschadet der
Bestimmungen des Artikels 8 Absatz 1 der gemeinsamen Durchfihrungsverordnung kénnen
natUrliche und juristische Personen aus den betreffenden Landern, Gebieten und Regionen an
den Verfahren fur die Durchfihrung dieser Mal3nahmen teilnehmen.

Artikel 16
Aussetzung der Hilfe

Halt ein Partnerland die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Grundsétze nicht ein, so fordert die
Union unbeschadet der Bestimmungen Uber die Aussetzung der Hilfe, die in den mit den
Partnerlandern und -regionen geschlossenen Partnerschaftss und Kooperationsabkommen
festgelegt sind, und abgesehen von besonders dringenden Fallen das Partnerland zur
Aufnahme von Konsultationen auf, um eine fir beide Seiten annehmbare L6sung zu finden.
Fuhren die Konsultationen mit dem Partnerland nicht zu einem fir beide Seiten annehmbaren
Ergebnis oder werden Konsultationen abgelehnt oder liegt ein besonders dringender Fall vor,
so kann der Rat im Einklang mit Artikel 215 Absatz 1 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Européischen Union geeignete Mal3nahmen ergreifen, die unter anderem darin bestehen
konnen, dass die Hilfe der Union teillweise oder vollstandig ausgesetzt wird.

Artikel 17
Ubertragung von Befugnissen an die Kommission
Die Kommission wird erméchtigt, delegierte Rechtsakte nach Artikel 18 zur Anpassung oder
Ergénzung der Anhange | bis VI dieser Verordnung zu erlassen.
Artikel 18

Austibung der Ubertragenen Befugnisse

D Die Befugnisiibertragung nach Artikel 17 erfolgt fur die Geltungsdauer dieser
Verordnung.

2 Die Befugnistibertragung kann vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Widerrufsbeschluss beendet die in dem Beschluss genannte
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Befugnisubertragung. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amtsblatt der
Européischen Union oder zu einem darin angegebenen spateren Zeitpunkt wirksam.
Er berthrt nicht die Geltung delegierter Rechtsakte, die bereitsin Kraft sind.

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlassen hat, Ubermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Europaischen Parlament und dem Rat.

Aul%er in den in Absatz 5 genannten Féllen tritt ein delegierter Rechtsakt nur in Kraft,
wenn das Européische Parlament oder der Rat binnen zwel Monaten ab dem Tag der
Mitteilung keine Einwande gegen ihn erheben oder wenn sowohl das Européische
Parlament als auch der Rat der Kommission vor Ablauf dieser Frist mitgeteilt haben,
dass sie nicht die Absicht haben, Einwande zu erheben. Auf Initiative des
Europaischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlangert.

Die Dauer der Einspruchsfrist fur die Anpassung der Anhange I, Il und Il an die
Entscheidungen des OECD/DAC hinsichtlich der Uberprifung der in Artikel 1
Absatz a aufgefuhrten Liste der Hilfeempféanger betrégt eine Woche.

Artikel 19

Ausschuss

Die Kommission wird vom DCI-Ausschuss unterstitzt. Dabel handelt es sich um einen
Ausschussim Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(D

)

©)

Artikel 20
Finanzieller Bezugsrahmen

Der ds finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag fur die Durchfihrung dieser
Verordnung belduft sich fir den Zeitraum 2014-2020 auf 23 294 700 000 EUR.

Die Richtbetrdge fur die Aufteilung der Finanzmittel auf die einzelnen in den
Artikeln 5 bis 9 genannten Programme im Zeitraum 2014-2020 sind in Anhang VI
festgelegt. Die Betrage konnen durch del egierte Rechtsakte nach Artikel 18 zwischen
den Programmen umgeschichtet werden. Innerhalb des Programms , Globale
offentliche Guter und Herausforderungen® konnen die Betrage durch Beschluss der
Kommission zwischen den verschiedenen Unterrubriken umgeschichtet werden; das
Européische Parlament und der Rat werden von derartigen Beschliissen binnen eines
Monats nach ihrer Annahme in Kenntnis gesetzt.

Wie in Artikel 13 Absatz 2 der ,,Erasmus fur alle“-Verordnung festgelegt, wird zur
Starkung der internationalen Dimension der Hochschulbildung ein Richtbetrag von
1812100000 EUR aus den verschiedenen Instrumenten im Bereich der
Aulenbeziehungen (Finanzierungsinstrument fr die Entwicklungszusammenarbeit,
Européisches Nachbarschaftsinstrument, Instrument fur Heranfihrungshilfe,
Partnerschaftsinstrument und Européischer Entwicklungsfonds) bereitgestellt, und
zwar for Manahmen der in Drittstaaten gerichteten oder aus Drittstaaten
hervorgehenden Lernmobilitat sowie fur die Zusammenarbeit und den Politikdialog
mit Behorden/Einrichtungen/Organisationen aus diesen Landern. .Fur die
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Verwendung dieser Mittel gelten die Bestimmungen der ,Erasmus fir
ale*-Verordnung.

Die Bereitstellung der Mittel erfolgt im Wege von zwei Mehrjahreszuweisungen fur
die ersten vier bzw. die restlichen drei Jahre. Diese Mittel werden entsprechend dem
festgestellten Bedarf und den festgelegten Prioritdten der betreffenden Lénder in den
Mehrjahresrichtprogrammen fir die genannten Instrumente berlicksichtigt. Treten
wichtige unvorhergesehene Ereignisse oder entscheidende politische Anderungen
ein, kénnen die Mittelzuweisungen im Einklang mit den Prioritéten des auswartigen
Handelns der EU gedndert werden.

Artikel 21

Européaischer Auswartiger Dienst

Diese Verordnung wird im Einklang mit dem Beschluss 2010/427/EU des Rates Uber die
Organisation und die Arbeitsweise des Europaischen Auswartigen Dienstes durchgefihrt.

Artikel 22
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Vertffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in alen ihren Tellen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2014.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Europaischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Prasident Der Préasident
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ANHANG |

NACH ARTIKEL 1 ABSATZ 1 BUCHSTABE A FORDERFAHIGE PARTNERLANDER UND

L ateinamerika

1. Argentinien
2. Bolivien

3. Brasilien

4. Chile

5. Kolumbien
6. CostaRica
7. Kuba

8. Ecuador

9. El Salvador
10. Guatemala
11. Honduras
12. Mexico
13. Nicaragua
14. Panama
15. Paraguay
16. Peru

17. Uruguay
18. Venezuela
Asien

19. Afghanistan
20. Bangladesch

21. Bhutan

—REGIONEN
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22. Kambodscha
23. China

24. Indien

25. Indonesien

26. Demokratische Volksrepublik Korea
27. Laos

28. Malaysia

29. Malediven

30. Mongolei

31. Myanmar/Birma
32. Nepal

33. Pakistan

34. Philippinen

35. Sri Lanka

36. Thailand

37. Vietnam

Zentralasien

38. Kasachstan

39. Kirgisische Republik
40. Tadschikistan

41. Turkmenistan

42. Usbekistan

Naher und Mittlerer Osten

43. Iran
44. lrak

45. Jemen
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Sudafrika
46. Sudafrika
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ANHANG I

OECD/DAC-LISTE DER EMPFANGER OFFENTLICHER ENTWICKLUNGSHILFE

Berichtszeitrdume 2011, 2012 und 2013

Am wenigsten entwickelte

Lander

Sonstige Lander mit
niedrigem Einkommen

(Pro-Kopf-BNE < = 1005 USD
im Jahr 2010)

Lander und Gebiete
mit mittlerem Einkommen — untere
Einkommenskategorie

(Pro-Kopf-BNE 1006 USD — 3975 USD
im Jahr 2010)

Lander und Gebiete mit
mittlerem Einkommen — obere
Einkommenskategorie

(Pro-Kopf-BNE 3976 USD — 12 275 USD
im Jahr 2010)

Afghanistan
Angola
Aquatorialguinea
Athiopien
Bangladesch
Benin
Bhutan
Burkina Faso
Burundi
Dschibuti
Eritrea
Gambia
Guinea
Guinea-Bissau
Haiti

Jemen
Kambodscha
Kiribati
Komoren
Kongo, Dem. Rep.
Laos
Lesotho
Liberia
Madagaskar
Malawi

Mali
Mauretanien
Mosambik
Myanmar
Nepal

Niger
Ruanda
Salomonen
Sambia
Samoa

Sé&o Tomé und Principe
Senegal
Sierra Leone
Somalia
Sudan
Tansania
Timor-Leste
Togo
Tschad
Tuvalu
Uganda
Vanuatu

Zentralafrikanische Rep.

Kenia

Kirgisische Rep.
Korea, Dem. Rep.
Simbabwe
Sudsudan
Tadschikistan

Agypten
Armenien
Belize
Bolivien

Céte d'lvoire
El Salvador
Fidschi
Georgien
Ghana
Guatemala
Guyana
Honduras
Indien
Indonesien
Irak

Kamerun

Kap Verde
Kongo, Rep.
Kosovo (1)
Marokko
Marshallinseln
Mikronesien, Foderierte Staaten
Moldau
Mongolei
Nicaragua
Nigeria
Pakistan
Papua-Neuguinea
Paraguay
Philippinen

Sri Lanka
Swasiland
Syrien

* Tokelau
Tonga
Turkmenistan
Ukraine
Usbekistan
Vietnam
Westjordanland und Gazastreifen

Albanien

Algerien

* Anguilla

Antigua und Barbuda
Argentinien
Aserbaidschan
Belarus

Bosnien und Herzegowina
Botsuana

Brasilien

Chile

China

Cookinseln

Costa Rica
Dominica
Dominikanische Rep.
Ecuador

Ehem. jugoslawische Rep. Mazedonien
Gabun

Grenada

Iran

Jamaika

Jordanien
Kasachstan
Kolumbien

Kuba

Libanon

Libyen

Malaysia
Malediven
Mauritius

Mexico
Montenegro

* Montserrat
Namibia

Nauru

Niue

Palau

Panama

Peru

Serbien

Seychellen

* St. Helena

St. Kitts und Nevis
St. Lucia

St. Vincent und die Grenadinen
Sudafrika
Suriname

Thailand

Tunesien

Tirkei

Uruguay
Venezuela

* Wallis und Futuna

* Gebiet

(1) Unbeschadet des volkerrechtlichen Status des Kosovo.
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PARTNERLANDER UND -REGIONEN MIT BILATERALER ZUSAMMENARBEIT NACH
ARTIKEL 5ABSATZ 2

Folgende Partnerlander erhaten nach Artikel 5 Absatiz2 Unterstitzung durch bilaterale
Entwicklungshilfe:

1. Bolivien

2. Kuba

3. El Salvador

4. Guatemala

5. Honduras

6. Nicaragua

7. Paraguay

8. Afghanistan

9. Bangladesch

10. Bhutan

11. Kambodscha
12. Demokratische Volksrepublik Korea
13. Laos

14. Mongolei

15. Myanmar/Birma
16. Nepal

17. Pakistan

18. Philippinen

19. Sri Lanka

20. Vietham

21. Kirgisische Republik

22. Tadschikistan
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23. Turkmenistan
24. Usbekistan
25. lrak

26. Jemen

27. Sudafrika
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ANHANG IV

BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT IM RAHMEN DER GEOGRAFISCHEN
PROGRAMME

A. GEMEINSAME BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT IM RAHMEN DER
GEOGRAFISCHEN PROGRAMME

Geografische Programme konnen unter anderem in Bezug auf die im Folgenden aufgeftihrten Bereiche
der Zusammenarbeit, die nicht mit Sektoren gleichzusetzen sind, aufgestellt werden. Die Prioritaten
werden im Einklang mit der Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den
Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen ,Fir eine EU-
Entwicklungspolitik mit grofRerer Wirkung: Agenda fiur den Wandel“ und den anschlief3enden
Schlussfolgerungen des Rates festgel egt.

|. Menschenrechte, Demokratie und weiter e Schllisselelemente ver antwor tlicher Staatsfiihrung

a) Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit

b) Gleichstellung der Geschlechter und Stérkung der Rolle der Frau
C) Offentliche Verwaltung

d) Steuerpolitik und -verwaltung

€) Korruption

f) Zivilgesdllschaft und lokale Behdrden

0) Naturliche Ressourcen
h) Zusammenhang zwischen Entwicklung und Sicherheit

Il. Breitenwir ksames und nachhaltiges Wachstum zugunsten der menschlichen Entwicklung

a) Sozialschutz, Gesundheit, Bildung und Arbeitspldtze
b) Unternehmensumfeld, regionale Integration und Weltméarkte
C) Nachhaltige Landwirtschaft und Energie

I11. Weitere Bereiche von Bedeutung fur die Politikkoharenz im Interesse der Entwicklung

a) Klimawandel und Umwelt
b) Migration und Asyl

C) Ubergang von der humanitaren Hilfe und Krisenresktion zur langfristigen
Entwicklungszusammenarbeit
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B. SPEZIFISCHE BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT NACH REGIONEN

Mit der Hilfe der Union werden Mal3nahmen und Sektordialoge unterstiitzt, die mit Artikel 5 und mit
dem allgemeinen Gegenstand und Anwendungsbereich, dem Ziel und den allgemeinen Grundsédtzen
dieser Verordnung im Einklang stehen. Den im Folgenden beschriebenen Bereichen, die gemeinsam
vereinbarte Strategien und Partnerschafts-, Kooperations- und Handel sabkommen widerspiegeln, sollte
angemessene Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die Prioritdten werden im Einklang mit der
Mitteilung , Eine Agenda fur den Wandel“ und den anschlief3enden Schlussfolgerungen des Rates
festgelegt.

L ateinamerika

a)

b)

>
.
3

Forderung des sozialen Zusammenhalts, insbesondere soziale Inklusion, menschenwirdige
Arbeit und Gerechtigkeit, Geschlechtergleichstellung und Starkung der Rolle der Frau

Governance-Fragen und Unterstiitzung politischer Reformen, insbesondere in den Bereichen
Soziapolitik, 6ffentliche Finanzverwaltung und Steuern, Sicherheit (einschliefdich Drogen-,
Kriminalitdétss und Korruptionsproblematik), Starkung der  verantwortungsvollen
Staatsfihrung und der staatlichen Ingtitutionen (u. a. durch innovative Mechanismen fir die
Bereitstellung technischer Hilfe, z. B. TAIEX und Twinning), Schutz der Menschenrechte
einschliefdlich der Rechte der indigenen Bevdlkerungsgruppen und von Menschen
afrikanischer Herkunft, Umwelt, Diskriminierungsbekampfung sowie Bekdmpfung von
Drogenerzeugung, -konsum und —handel

Unterstiitzung verschiedener Prozesse der regionalen Integration und des Verbunds von
Netzinfrastruktureinrichtungen unter Gewahrleistung der Komplementaritdt mit von der
Européi schen Investitionsbank (EIB) und anderen Institutionen finanzierten Mal3nahmen

Zusammenhang zwischen Entwicklung und Sicherheit

Unterstiitzung bildungspolitischer Strategien und der Entwicklung eines gemeinsamen
latei namerikani schen Hochschulraums

wirtschaftliche Anféligkeit und Beitrag zum Strukturwandel durch Aufbau starker
Partnerschaften in den Bereichen Handel, Investitionen, Know-how und Forschung,
Innovation und Technologie sowie Forderung des nachhaltigen und breitenwirksamen
Wachstums in allen seinen Dimensionen unter besonderer Beachtung der Herausforderungen
im Zusammenhang mit den Migrationsstromen, der Erndhrungssicherheit (einschlief3dich
nachhaltige Landwirtschaft und Fischerel), dem Klimawandel, nachhaltiger Energie sowie mit
dem Schutz und der Verbesserung der biologischen Vielfalt und der Okosystemleistungen,
einschliefdlich Wasser und Walder, sowie der Produktivinvestitionen fir mehr und bessere
Arbeitsplétze in einer umweltgerechten Wirtschaft

Gewdhrleistung  eines  angemessenen  Follow-up  zu  kurzfristig  angelegten

Soforthilfemaldnahmen, um auch Wiederaufbaumal3nahmen nach Katastrophen oder Krisen zu
berticksichtigen, die Uber andere Finanzierungsinstrumente durchgefihrt werden
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d)

f)

¢))

h)

Forderung des sozialen Zusammenhalts, insbesondere soziale Inklusion, menschenwirdige
Arbeit und Gerechtigkeit sowie Geschlechtergleichstellung

Schaffung integrativer Partnerschaften in  den Bereichen Handel, Investitionen,
Entwicklungshilfe, Migration, Forschung, Innovation und Technologie

Aufbau und Stérkung legitimierter, wirksamer und rechenschaftspflichtiger offentlicher
Institutionen und Einrichtungen durch Forderung institutioneller Reformen (u.a. in den
Bereichen verantwortungsvolle Staatsfihrung und Korruptionsbekampfung, Verwaltung der
Offentlichen Finanzen, Steuern und Reform der offentlichen Verwaltung), Reformen der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Einklang mit internationalen Standards, insbesondere
in Staaten in Konflikt- oder Nachkonfliktsituationen sowie in fragilen Staaten

Unterstiitzung einer aktiven und gut organisierten Zivilgesellschaft zugunsten der Entwicklung
und Forderung offentlich-privater Partnerschaften

Unterstitzung fur Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel, Forderung von
nachhaltiger Produktion und nachhaltigem Verbrauch sowie von Investitionen in saubere
Technologien, nachhaltige Energie, Verkehr, nachhaltige Landwirtschaft und Fischerei,
Schutz und Verbesserung der biologischen Vielfalt und der Okosystemleistungen
einschliefdlich Wasser und Walder sowie Schaffung menschenwirdiger Arbeitsplétze in einer
umweltgerechten Wirtschaft

ergebnisorientierte Forderung einer verstérkten regionalen Integration und Zusammenarbeit
durch Unterstiitzung der verschiedenen regionalen Integrationsprozesse und Dialoge

Beitrag zur Pravention von Gesundheitsgefahrdungen und zur Reaktion auf diese,
einschliefdich derjenigen, die ihren Ursprung an den Schnittstellen zwischen Tieren,
Menschen und ihrem jeweiligen Umfeld haben

vor dem Hintergrund des Zusammenhangs zwischen Entwicklung und Sicherheit:
Bekdmpfung von Korruption und organisierter Kriminalitét, Drogenerzeugung, -konsum und
-handel und anderer Formen illegalen Handels sowie Unterstitzung eines effizienten
Grenzmanagements und der grenziibergreifenden Zusammenarbeit

Unterstiitzung der Katastrophenvorsorge und des langfristigen Wiederaufbaus nach
Katastrophen, u. a. im Bereich Erndhrungssicherheit und Sicherung der Nahrstoffversorgung
und Hilfe fur entwurzelte Bevdlkerungsgruppen

Zentralasien

Im Einklang mit den in der 2007 angenommenen gemeinsamen Strategie fur eine neue Partnerschaft
zwischen der EU und Zentralasien festgelegten Zielen:

a)

Forderung von Verfassungsreformen und der Angleichung der Rechtss und
Verwatungsvorschriften an die Union einschliefdlich Unterstitzung der weiteren
Demokratisierung und der zivilgesellschaftlichen Organisationen, Unterstitzung fir die
Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvolle Staatsfuhrung, Steuern und Stérkung der nationalen
Organe und Einrichtungen wie Wahlgremien und Parlamente, Reform der &ffentlichen
Verwaltung und Verwaltung der 6ffentlichen Finanzen
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b)

d)

Forderung eines nachhaltigen und breitenwirksamen Wachstums, Abbau sozialer und
regionaler Ungleichheiten sowie Unterstiitzung politischer Strategien u. a. in den Bereichen
Bildung, Forschung, Innovation und Technologie, Gesundheit, menschenwirdige Arbeit,
nachhaltige Energie, Landwirtschaft und landliche Entwicklung, KMU-Forderung, zugleich
Forderung der Entwicklung einer Marktwirtschaft, Handel und Investitionen einschliefdlich
Reformen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Unterstiitzung fur den WTO-Beitritt

Unterstitzung eines effizienten Grenzmanagements und der grenziberschreitenden
Zusammenarbeit zur FOrderung einer nachhaltigen wirtschaftlichen, sozialen und
okologischen Entwicklung in Grenzregionen; vor dem Hintergrund des Zusammenhangs
zwischen Sicherheit und Entwicklung: Bekampfung der organisierten Kriminalitét und aller
Formen illegalen Handels einschlieflich Bekémpfung von Drogenerzeugung, und —konsum
sowie der dadurch verursachten negativen Auswirkungen, u. a. HIV/AIDS

Forderung der bilateralen und der regionalen Kooperation, des Dialogs und der Integration
u.a mit von dem Europdischen Nachbarschaftsinstrument und anderen Instrumenten der
Union abgedeckten Landern zwecks Unterstitzung politischer Reformen u. a. durch den
Aufbau staatlicher Kapazitdten im Rahmen des Institutionenaufbaus, technische Hilfe (z. B.
TAIEX), Informationsaustausch und Twinning-Partnerschaften, sowie durch wichtige
Investitionen tber geeignete Mechanismen zur Mobilisierung finanzieller Ressourcen der EU
in den Sektoren Bildung, Umwelt und Energie, Wasser- und Sanitérversorgung, geringe CO,-
Emissionen verursachende Entwicklung/Resilienz gegen die Auswirkungen des
Klimawandels, Verbesserung der Sicherheit von Energieversorgung und —transport weltweit,
Verbundsysteme, Netzwerke und deren Betreiber, u.a durch von der EIB unterstiitzte
Mal3nahmen

Naher und Mittlerer Osten

a)

b)

d)

Governance-Fragen (einschliefdlich im Steuerwesen), Menschenrechte und politische
Gleichstellung insbesondere in fragilen Staaten, um zum Aufbau legitimierter, demokratischer,
leistungsfahiger und rechenschaftspflichtiger 6ffentlicher Einrichtungen und einer aktiven und
gut organisierten Zivilgesell schaft bei zutragen

Forderung des sozialen Zusammenhalts, insbesondere soziale Inklusion, menschenwtrdige
Arbeit und Gerechtigkeit sowie Geschlechtergleichstellung

Forderung nachhaltiger wirtschaftlicher Reformen und Diversifizierung, Handel, Entwicklung
einer Marktwirtschaft, nachhaltige Produktivinvestitionen in den wichtigsten Sektoren (wie
Energie einschliefdlich erneuerbarer Energien), Offentlich-private Partnerschaften und
Integration der Partnerlénder in die WTO

Forderung der regionalen Kooperation, des Dialogs und der Integration, insbesondere mit vom
Européischen Nachbarschaftsinstrument abgedeckten Léndern und vom
Partnerschaftsinstrument und anderen EU-Instrumenten abgedeckten Golfstaaten, u. a. durch
Unterstlitzung der Integrationsbemihungen in der Region, etwa in den Bereichen Wirtschaft,
Energie, Wasser, Verkehr und Flichtlingsfragen

Ergénzung der im Rahmen dieses Instruments eingesetzten Ressourcen durch kohérente
Mal3nahmen und Unterstiitzung im Rahmen anderer EU-Instrumente, die sich auf die breiter
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angelegte regionale Integration beziehen kénnen und die Interessen der EU in verschiedenen
Bereichen fordern, u.a Wirtschaft, Energie, Forschung, Innovation und Technologie,
Bekdmpfung von Drogenerzeugung, -konsum und —handel vor dem Hintergrund des
Zusammenhangs zwischen Sicherheit und Entwicklung sowie Migrationssteuerung und
Unterstitzung fur FlUchtlinge und Vertriebene vor dem Hintergrund des Zusammenhangs
zwischen Entwicklung und Migration

Sudafrika

a)

b)

d)

Unterstiitzung der Bemuhungen zur Konsolidierung einer demokratischen Gesellschaft, der
verantwortungsvollen Staatsfihrung und des Rechtsstaats und Beitrag zur Stabilitét und
Integration innerhalb der Region und auf dem gesamten Kontinent

Unterstitzung fir Anpassungsbemihungen infolge der Einrichtung verschiedener
Freihandel szonen

Forderung menschenwirdiger Arbeit, Beitrag zur Bekampfung von Armut, Ungleichheit und
Ausgrenzung, u. a. durch Eingehen auf die Grundbedurfnisse benachteiligter gesellschaftlicher
Gruppen

Abbau der wirtschaftlichen Anféligkeit und Verwirklichung des Strukturwandels mit
besonderem Schwerpunkt auf menschenwirdiger Arbeit durch nachhatiges und
breitenwirksames Wachstum, umweltgerechte Wirtschaft mit verringerten CO,-Emissionen
und nachhatige Entwicklung in alen ihren Dimensionen (einschliefdich nachhaltige
Landwirtschaft und Fischerel) sowie Forderung der biologischen Vielfalt und der
Okosystemleistungen

Auseinandersetzung mit dem Thema sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt
einschliefdlich HIV/AIDS und der Auswirkungen dieser Krankheit auf die Gesellschaft
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ANHANG V
TATIGKEITSBEREICHE IM RAHMEN DER THEMATISCHEN PROGRAMME
A. PROGRAMM ,, GLOBALE OFFENTLICHE GUTER UND HERAUSFORDERUNGEN*

In Ubereinstimmung mit den in Artikel 6 festgelegten Bedingungen zielt das Programm ,Globale
offentliche Guter und Herausforderungen” darauf ab, die Zusammenarbeit, den Austausch von Wissen
und Erfahrungen sowie die Kapazitdten der Partnerlander zu stérken. Das Programm kann sich unter
anderem auf die folgenden Bereiche der Zusammenarbeit beziehen, wobel fir maximale Synergien
zwischen diesen eng miteinander verzahnten Bereichen gesorgt wird:

Umwelt und K limawandel

a) Beitrag zur Umsetzung der internationalen umwelt- und klimabezogenen Dimension der
Strategie EU 2020

b) vorgeschaltete Unterstiitzung der Entwicklungsldnder, um die Voraussetzungen daftr zu
schaffen, dass sie das Millenniumsentwicklungsziel der nachhaltigen Nutzung der natirlichen
Ressourcen und der 6kologischen Nachhaltigkeit erreichen

C) Forderung der Durchfihrung der Initiativen der Union und von Verpflichtungen, die die
Union auf internationaler und regionaler Ebene eingegangen ist und/oder die
grenzibergreifender Art sind, insbesondere in verschiedenen Bereichen des Klimawandels,
durch die Forderung klimaresistenter Strategien, insbesondere von Anpassungsstrategien mit
positiven Nebeneffekten fir die biologische Vielfalt, biologische Viefalt und
Okosystemleistungen, Walder einschlieflich FLEGT, Waustenbildung, integriertes
Wasserressourcenmanagement, Bewirtschaftung der natdrlichen Ressourcen,
umweltvertrdgliche Chemikalien- und Abfalbewirtschaftung, Ressourceneffizienz und
umweltgerechte Wirtschaft

C) Beitrag zur Steigerung der Integration und der durchgangigen Berticksichtigung von Klima-
und Umweltschutzzielen in der Entwicklungszusammenarbeit der EU durch Unterstiitzung fr
methodikbezogene Arbeiten und Forschungstétigkeiten einschliefdich  Monitoring-,
Berichterstattungs- und Uberpriifungsmechanismen, Kartierung, Beurteilung und Bewertung
des Zustands der Okosysteme, Verbesserung des 6kologischen Fachwissens und Forderung
innovativer Mal3nahmen und der Politikkoharenz

d) Starkung einer verantwortungsvollen Umweltpolitik und Unterstitzung bel der Entwicklung
internationaler Politiken, u. a. durch Streben nach Kohérenz zwischen der Umweltpolitik und
den anderen Sdulen des internationalen politischen Handelns zugunsten einer nachhaltigen
Entwicklung, durch Unterstiitzung der regionalen und internationalen Umweltiiberwachung
und —bewertung und durch Forderung der tatsdchlichen Einhaltung der multilateralen
Umweltabkommen und von Mal3nahmen zu ihrer Durchsetzung
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Nachhaltige Energie

a)

b)

Forderung des Zugangs zu sicheren, erschwinglichen, sauberen und nachhaltigen
Energiedienstleistungen als treibende Kraft fir Armutsbeseitigung und breitenwirksames
Wachstum mit besonderem Schwerpunkt Nutzung lokaler Energiequellen

Forderung der verstérkten Nutzung der Technologien fir den Einsatz erneuerbarer Energien,
Energieeffizienz und Forderung von Strategien fur eine Entwicklung, die geringe CO.-
Emissionen verursacht

Forderung der Energieversorgungssicherheit z. B. durch Diversifizierung der Quellen und
Versorgungswege, Berticksichtigung der Frage der Prei sschwankungen,
Emissionsminderungspotenzial, Verbesserung der Mérkte und Forderung  der
Energieverbundsysteme und des Energiehandels

M enschliche Entwicklung

a)

b)

Wachstum, Arbeitspl&dtze und Beteiligung des Privatsektors

Forderung von Mal3nahmen zur Schaffung von mehr und besseren Arbeitspléatzen in Bereichen
wie Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit und der Widerstandsfahigkeit lokaler KMU und
ihrer Integration in die Weltwirtschaft, Unterstiitzung der Entwicklungsléander im Hinblick auf
ihre Integration in das multilaterale Handelssystem, Privatsektorentwicklung und
Verbesserung des Unternehmensumfelds, Unterstiitzung der Entwicklung und Umsetzung von
Strategien fur Innovationss und Technologieférderung in  der Industrie sowie
handel spolitischer Strategien und Abkommen, Unterstiitzung regionaler
Integrationsbemihungen, Forderung der Investitionsbeziehungen zwischen der EU und
Partnerlandern und —regionen, Mobiliserung privater und offentlicher Investitionen und
Zusammenarbeit durch den Einsatz innovativer Finanzinstrumente. Forderung einer
umweltgerechten Wirtschaft, der Ressourceneffizienz, des nachhatigen Verbrauchs und
nachhaltiger Produktionsprozesse. Forderung der Nutzung el ektronischer
Kommunikationstechnologien als Hilfsmittel zur Férderung des Wachstums in allen Sektoren
zwecks Uberbriickung der digitalen Kluft, um einen angemessenen politischen und rechtlichen
Rahmen in diesem Bereich zu schaffen und die Entwicklung der erforderlichen Infrastruktur
und die Nutzung IKT-gestlitzter Dienste und Anwendungen zu férdern

Beschéftiqung, Kompetenzen, Sozial schutz und soziale Inklusion

i) Unterstiitzung eines hohen Niveaus an produktiver Beschaftigung und menschenwdrdiger
Arbeit, insbesondere Unterstitzung fur solide beschéftigungspolitische Strategien, auf
Beschaftigungsfahigkeit und an den Bedirfnissen und Aussichten des Arbeitsmarkts
ausgerichtete berufliche Bildung, Arbeitsbedingungen auch in der informellen Wirtschaft,
Forderung menschenwirdiger Arbeit einschliefdich Bekampfung der Kinderarbeit sowie
sozialer Dialog und Forderung der Mobilitét der Arbeitskrafte unter Achtung der Rechte von
Migranten

i) Stérkung des sozialen Zusammenhalts insbesondere durch die Einrichtung/Starkung
tragfahiger Sozialflrsorgesysteme einschliefdlich diesbeziiglicher Steuerreformen;
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d)

iii) Starkung der sozialen Inklusion, u.a Zusammenarbeit zur Verbesserung des
gleichberechtigten Zugangs zu grundlegenden Diensten, Beschaftigung fur alle, Beféhigung
spezifischer Gruppen zu aktiver Mitgestaltung und Achtung der Rechte dieser Gruppen,
insbesondere  von  Jugendlichen, Menschen mit Behinderungen, Frauen und
Minderheitengruppen, damit die gesamte Bevolkerung an der Schaffung von Wohlstand und
kultureller Vielfalt mitwirken und teilhaben kann

Gleichstellung der Geschlechter und Stérkung der Rolle der Frau

1) Unterstiitzung von Landerprogrammen zur Forderung der wirtschaftlichen und sozialen
Teilhabe und der politischen Mitwirkung von Frauen

1) Unterstitzung fur nationale, regionale und globale Initiativen zur Forderung der
Einbeziehung dieser Fragen in die Agenda zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit

Gesundheit

i) Verbesserung der Gesundheit und des Wohlergehens der Menschen in  den
Entwicklungslandern durch Verbesserung des Zugangs zu guten Basi sgesundheitsdiensten und
ihrer allgemeinen Bereitstellung, insbesondere durch folgende Mal3nahmen:

i) Unterstiitzung und Mitgestaltung der politischen Agenda der globalen Initiativen, die den
Partnerlandern erheblichen unmittelbaren Nutzen verschaffen, unter Berticksichtigung der
Ergebnisorientierung, der EZ-Wirksamkeit und der  Auswirkungen auf die
Gesundheitssysteme einschliefdlich Unterstitzung der Partnerlénder, damit diese sich verstéarkt
an diesen Initiativen beteiligen konnen

iii) Unterstitzung spezifischer Initiativen, insbesondere auf regionaler und globaler Ebene, die
die Gesundheitssysteme starken und den Landern dabei helfen, solide, auf Fakten gestiitzte
nationale gesundheitspolitische Strategien in prioritéren Bereichen (u. a. MUttergesundheit,
sexuelle und reproduktive Gesundheit und die damit verbundenen Rechte, Zugang zur
Familienplanung, globale offentliche Giter und Reaktionen auf globale Bedrohungen der
Gesundheit) auszuarbeiten

Bildung, Wissen und Fahigkeiten

1) Unterstiitzung der Verwirklichung international vereinbarter Ziele im Bildungsbereich durch
globale Initiativen und Partnerschaften unter besonderer Beachtung der Forderung von
Wissen, Fahigkeiten und Werten fir elne nachhaltige breitenwirksame Entwicklung

ii) Forderung des Austauschs von Erfahrungen, bewahrten Verfahren und Innovationen, auf
der Grundlage e nes ausgewogenen Ansatzes fur die Entwicklung der Bildungssysteme

iii) Verbesserung des gleichberechtigten Zugangs zu Bildung und der Qualitét der Bildung

auch fur benachteiligte Gruppen, Frauen und Méadchen sowie fur Lander, die von der
Erreichung der globalen Ziele noch am weitesten entfernt sind
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Ernahrungssicherheit und nachhaltige L andwir tschaft

Das Programm wird die Zusammenarbeit, den Austausch von Wissen und Erfahrungen und die
Kapazitét der Partnerlander in den vier Hauptbereichen der Erndhrungssicherheit stérken:
Verflugbarkeit von Nahrungsmitteln (Erzeugung), Zugang zu Nahrungsmitteln (einschliefdlich Méarkte,
Sicherheitsnetze und Berticksichtigung geschlechterspezifischer Aspekte), Verwendung (sozial
verantwortungsbewusste  Erndhrungssicherungsmaldnahmen) und  Stabilitét  unter  bevorzugter
Berticksichtigung der folgenden vier Dimensionen: kleinbauerliche Landwirtschaft, staatliches
Handeln, regionale Integration und Unterstitzungssysteme fur benachteiligte Bevolkerungsgruppen.

a)

b)

d)

Forderung der Entwicklung einer nachhaltigen kleinbduerlichen Landwirtschaft durch
Sicherung des Zugangs zu Okosystemgestiitzten, CO.-armen und klimaresistenten
Technologien (einschliefdlich Informations- und Kommunikationstechnologien) sowie durch
Beratungsangebote und fachliche Dienstleistungen, Programme zur Entwicklung des
landlichen  Raums, Malnahmen zur  Forderung von  Produktivinvestitionen,
Landbewirtschaftung und Bewirtschaftung natUrlicher Ressourcen, Schutz der genetischen
Vielfat in einem forderlichen wirtschaftlichen Umfeld

Unterstiitzung einer umwelt- und sozialbewussten Politikgestaltung und Governance in den
einschlagigen Sektoren, Rolle der offentlichen und nicht-6ffentlichen Akteure bel der
Regulierung dieser Sektoren und der Verwendung Offentlicher Guter, Forderung der
Organisationskapazitat dieser Sektoren sowie ihrer berufsstandischen Organisationen und
Einrichtungen

Starkung der Erndhrungssicherheit und Sicherung der Nahrstoffversorgung durch geeignete
Strategien einschlielich Schutz der biologischen Vielfalt und der Okosystemleistungen,
Strategien zur Anpassung an den Klimawandel, Informationssysteme, Krisenpravention und
-management sowie Strategien zur Verbesserung der Nahrstoffversorgung benachteiligter
Bevolkerungsgruppen

Forderung sicherer und nachhaltiger Praktiken in der gesamten Lebensmittel- und
Futtermittelkette

Migration und Asyl

a)
b)
c)

d)

Forderung der Migrationsgovernance auf allen Ebenen
Unterstiitzung fur eine bessere Steuerung der Migrationsstrome in alen ihren Dimensionen

Optimierung der Auswirkungen der zunehmenden regionalen und globalen Mobilitdt der
Menschen auf die Entwicklung unter Forderung und Schutz der Rechte von Migranten durch
Unterstitzung fur die Formulierung und Umsetzung solider regionaler und nationaler
migrations- und asylpolitischer Strategien und durch Einbeziehung der migrationspolitischen
Dimension in andere regionale und nationale Politikbereiche

Forderung eines gemeinsamen Verstandnisses des Zusammenhangs zwischen Migration und

Entwicklung, einschliefdlich der sozialen und wirtschaftlichen Folgen der staatlichen Politik in
den Bereichen Migration/Asyl und anderen Sektoren.
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B. PROGRAMM ,ORGANISATIONEN DER ZIVILGESELLSCHAFT UND LOKALE
BEHORDEN*

In Ubereinstimmung mit der erneut bekraftigten Unterstitzung der EU fir Demokratie,
Menschenrechte und verantwortungsvolle Staatsfihrung wird das Programm zu den Organi sationen der
Zivilgesellschaft und den lokalen Behorden in der Entwicklung die Zusammenarbeit, den Austausch
von Wissen und Erfahrungen sowie die Kapazitéten der zivilgesellschaftlichen Organisationen und
lokalen Behorden in den Partnerlandern zwecks Unterstiitzung international vereinbarter
Entwicklungsziel e ausbauen.

Im Einklang mit den in Artikel 6 aufgefihrten Bedingungen wird das Programm beitragen zu

a) einer inklusiven und selbstbestimmten Gesellschaft in den Partnerl&ndern durch gestéarkte
Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behtrden und bessere grundlegende
Dienstleistungen fir bedirftige Bevolkerungsgruppen,

b) einer groferen Sensibilisierung der europédischen Blrger fur Entwicklungsfragen und zur
Mobilisierung aktiver Unterstiitzung fir die Armutsminderungs- und Entwicklungsstrategien
der Partnerlander durch die Union, die potenziellen Kandidaten und die Kandidatenl ander,

C) einer grofderen Kapazitét der Netze der Zivilgesellschaft und der lokalen Behdrden in Europa
und im Siden zwecks Sicherung eines umfassenden und fortlaufenden Politikdialogs zu
Entwicklungsfragen.

Im Rahmen dieses Programms werden folgende Mal3nahmen unterstiitzt:

a) Mal3nahmen in Partnerlandern, durch die benachteiligte und Randgruppen in am wenigsten
entwickelten Landern durch die Bereitstellung grundlegender Dienste durch Organisationen
der Zivilgesellschaft und lokale Behorden unterstiitzt werden

b) Ausbau der Kapazitaten der Zielakteure, ergénzend zur Unterstiitzung im Rahmen nationaler
Programme, Mal3nahmen zur

i) Stérkung der Kapazitdt von Organisationen der Zivilgesellschaft, sich wirksam am
Entwicklungsprozess zu beteiligen,

ii) Forderung einer besseren Interaktion zwischen Organisationen der Zivilgesellschaft, dem
Staat und anderen Entwicklungsakteuren im Entwicklungszusammenhang,

iii) Starkung der Kapazitét der lokalen Behdrden, unter Berticksichtigung ihrer besonderen
Rolle und ihrer Besonderheiten aktiv am Entwicklungsprozess mitzuwirken;

C) Sensibilisierung der Offentlichkeit fir Entwicklungsfragen und Forderung der formalen und
informellen entwicklungspolitischen Bildung in der Union, den Kandidatenlandern und den
potenziellen Kandidaten, um die Entwicklungspolitik in Europa gesellschaftlich zu verankern,
die Offentlichkeit starker fir MaBnahmen zur Armutsbekdmpfung und fir gerechtere
Beziehungen zwischen den entwickelten Léndern und den Entwicklungsdndern zu
mobilisieren, um ein grof3eres Bewusstsein fur die Fragen und Schwierigkeiten zu schaffen,
denen die Entwicklungslander und ihre Bevolkerung sich gegentibersehen, und die soziale
Dimension der Globalisierung zu fordern
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d) Koordinierung, Kapazitdtenentwicklung und institutionelle Stéarkung der Netze der
Zivilgesdllschaft und lokaler Behorden innerhalb ihrer Organisationen und zwischen
verschiedenen Arten von Akteuren in der entwicklungspolitischen Debatte in Europa sowie
Koordinierung, Kapazitétenentwicklung und ingtitutionelle Starkung der Netze der
zivilgesellschaftlichen Organisationen und lokaler Behdrden und der Dachorganisationen im
Sliden

Zu den Organisationen der Zivilgesellschaft zahlen insbesondere folgende nichtstaatlichen
gemeinnitzigen Akteure, die unabhangig tdtig sind und der Rechenschaftspflicht unterliegen:
Nichtregierungsorganisationen, Organisationen der indigenen Vdlker, Organisationen nationaler
und/oder ethnischer Minderheiten, lokale Berufsverbande und Burgergruppen, Kooperativen,
Arbeitgeberverbande und Gewerkschaften (Soziapartner), Organisationen der Wirtschafts- und
Sozialakteure, Organisationen zur Bek&mpfung von Korruption und Betrug und zur Férderung
verantwortungsvoller Staatsfihrung, Birgerrechtsorganisationen und Organisationen zur Bekampfung
der Diskriminierung, lokale Organisationen (einschliefdlich Netzwerke), die im Bereich der regionalen
dezentralen Zusammenarbeit und Integration tétig sind, Verbraucherverbdnde, Frauen- und
Jugendorganisationen, Umwelt-, Bildungs-, Kultur-, Forschungss und wissenschaftliche
Organisationen, Hochschulen, Kirchen und religiése Vereinigungen oder Gemeinschaften, Medien
sowie ale nichtstaatlichen Vereinigungen und unabhéngigen Stiftungen, einschliefdlich unabhangiger
politischer Stiftungen, die einen Beitrag zur Erreichung der Ziele dieser Verordnung leisten kénnen.

Zu den lokalen Behorden zéhlt ein breites Spektrum staatlicher Stellen der verschiedenen Ebenen und
Bereiche der offentlichen Verwaltung, d. h. auf Ebene der Kommunen, Gemeinschaften, Kreise,
Bezirke, Provinzen, Regionen usw.

* k%
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ANHANG VI

TATIGKEITSBEREICHE IM RAHMEN DESAFRIKAWEITEN PROGRAMMS

Das afrikaweite Programm wird Unterstitzung fir die Ziele und algemeinen Grundsdtze der
gemeinsamen Afrika-EU-Strategie bieten, insbesondere

a)

b)

Unterstitzung fur die in der gemeinsamen Afrika-EU-Strategie und den darauf basierenden
Aktionspléanen vereinbarten Ziele, Initiativen und Malinahmen, die unter anderem die
folgenden Bereiche abdecken: Frieden und Sicherheit, demokratische Staatsflihrung und
Menschenrechte, Handel, regionale Integration und Infrastruktur (einschliefdlich Verkehr),
MDG, Energie, Klimawandel und Umwelt, Migration, Mobilitdt und Beschaftigung,
Wissenschaft, Informationsgesellschaft und Raumfahrt sowie die Querschnittsthemen

Unterstitzung fur alle sonstigen im Rahmen der Arbeitsregelungen der gemeinsamen Strategie
vereinbarten relevanten Initiativen und Mal3nahmen

Anwendung des Grundsatzes , Afrika als Einheit behandeln“ und Forderung der Kohérenz
zwischen der regionalen und der kontinentweiten Ebene unter besonderer Beachtung von
Malinahmen mit regionenibergreifender, kontinentweiter oder globaler Tragweite und
Unterstiitzung gemeinsamer Afrika-EU-Initiativen auf der weltpolitischen Bihne
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ANHANG VII
RICHTBETRAGE DER MITTELZUWEISUNGEN IM ZEITRAUM 2014-2020
(INMILLIONEN EUR)
Geografische Programme: 13 991,5 EUR

Thematisches Programm ,, Globale 6ffentliche Giuter und Herausforderungen®: 6 303,2 EUR

Davon

- Umwelt und Klimawandel 31,8 %*®
- Nachhaltige Energie 12,7 %
- Menschliche Entwicklung 20,0%
- Erndhrungssicherheit und nachhaltige 28,4 %

L andwirtschaft
7,1%
- Migration und Asyl

Mindestens 50 % der Mittel — vor Einsatz der Marker auf der Grundlage der OECD-Methode (,, Rio-
Marker”) —werden fur Klimaschutz und umweltbezogene Ziele eingesetzt.

Thematisches Programm ,, Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behorden®:
2000 EUR

Afrikaweites Programm: 1 000 EUR

28 Grundsétzlich sollen die Mittel gleichmaliig auf die Bereiche Umwelt und Klimawandel aufgeteilt werden.
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FINANZBOGEN ZU VORGESCHLAGENEN RECHTSAKTEN

RAHMEN DESVORSCHLAGS/DER INITIATIVE

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

1.2. Politikbereiche in der ABM/ABB-Struktur

1.3. ArtdesVorschlags/der Initiative

14. Ziele

1.5. Begrindung des Vorschlags/der Initiative

1.6. Dauer der Mal3nahme und ihrer finanziellen Auswirkungen

1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

VERWALTUNGSMASSNAHMEN

2.1. Monitoring und Berichterstattung

2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem

2.3. Préavention von Betrug und Unregel mal3igkeiten

GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGSDER
INITIATIVE

3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjéhrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
3.2. Geschétzte Auswirkungen auf die Ausgaben

3.2.1. Ubersicht

3.2.2. Geschatzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

3.2.3. Geschatzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjéhrigen Finanzrahmen

3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

3.3. Geschétzte Auswirkungen auf die Einnahmen
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11.

1.2

13.

14.

14.1.

FINANZBOGEN ZU VORGESCHLAGENEN RECHTSAKTEN

RAHMEN DESVORSCHLAGS/DER INITIATIVE

Bezeichnung des Vor schlags/der Initiative

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Schaffung
eines Finanzierungsinstruments fur die Entwicklungszusammenarbeit

Politikbereichein der ABM/ABB-Struktur? *°

Titel 19: AulRenbeziehungen

19 02: Zusammenarbeit mit Drittlandern in den Bereichen Migration und Asyl

19 09: Beziehungen zu Lateinamerika

19 10: Beziehungen zu Asien, Zentralasien und den Landern des Nahen und Mittleren Ostens
(Irak, Iran, Jemen)

| Titel 21: Entwicklung und Beziehungen zu den AK P-Staaten

21 02: Erndhrungssicherheit

21 03: Nichtstaatliche Akteure in der Entwicklungszusammenarbeit

21 04: Umwelt und nachhaltige Bewirtschaftung der nattrlichen Ressourcen, einschliefdich
Energie

21 05: Menschliche und soziale Entwicklung

Art desVorschlaggder Initiative
Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neue Mafdnahme.

L] Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neue Manahme im Anschluss an ein Pilotprojekt/eine
vorber eitende MaRnahme™.

L] Der Vorschlag/die Initiative betrifft die Verlangerung einer bestehenden Manahme.
L] Der Vorschlag/die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete MaRnahme.
Ziele

Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjahrige strategische Ziele der Kommission

Mit der vorliegenden Verordnung sollen, wie im Vertrag Uber die Europédische Union
vorgesehen und unter Gewahrleistung der Ubereinstimmung mit der Mitteilung zur EU-
Entwicklungspolitik ,, Fiir eine EU-Entwicklungspolitik mit grof3erer Wirkung: Agenda fur den

29

30
31

ABM: Activity Based Management: mal3hahmenbezogenes Management — ABB: Activity Based Budgeting:
mal3nahmenbezogene Budgetierung.

DEVCO wird parallel dazu fiir das Haushaltsjahr 2014 eine Anderung der Politikbereiche beantragen.

Im Sinne von Artikel 49 Absatz 6 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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14.2.

Wandel“, in Lateinamerika, Afrika und Asien die nachhaltige und breitenwirksame
Entwicklung in Partnerléndern und —regionen mit dem Hauptziel Armutsbeseitigung gefordert
werden sowie die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die verantwortungsvolle Staatsfiihrung
und die Achtung der Menschenrechte,.

Einzelziele und ABM/ABB-Tatigkeiten

Mit dieser Verordnung werden die wesentlichen Elemente der Malinahmen der EU und die
Grundlage fir ihr Tatigwerden festgelegt. Die Ubertragung der Ziele der Verordnung im
Rahmen der verschiedenen Programme (geografische Programme, das thematische
Programm ,Globale offentliche Guter und Herausforderungen“, das thematische
Programm ,Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale Behérden® und das
afrikaweite Programm) in spezifische Ziele erfolgt im Rahmen der mehrjdhrigen
Programmierung und der Jahresaktionsprogramme, in denen die von der EU
durchzufiihrenden Mal3nahmen jeweils unter Angabe der erwarteten Ergebnisse und der
angestrebten Auswirkungen im Einzelnen beschrieben werden. Bei der Festlegung der
spezifischen Ziele werden dann jewells die Besonderheiten der fraglichen Mal3nahme
berticksichtigt.

Die Millenniumsentwicklungsziele bzw. die international vereinbarten
Armutsminderungsziele, die ab 2015 an deren Stelle treten, bieten hier bewéhrte
L eistungsindikatoren:

Nr. 1. MDG 1 — Beseitigung von Armut und Hunger

- Den Anteil der Menschen habieren, deren Einkommen weniger als 1 USD am Tag
betragt

- Produktive Vollbeschaftigung und menschenwirdige Arbeit fir alle verwirklichen,
einschliefdich Frauen und junger Menschen

- Den Anteil der Menschen halbieren, die Hunger leiden
Nr. 2: MDG 2 — Allgemeine Grundbildung

Sicherstellen, dass Kinder in der ganzen Welt, Jungen wie Madchen, eine Grundschulbildung
vollstandig abschlieffen kénnen

Nr. 3: MDG 3 — Gleichstellung der Geschlechter

Das Geschlechtergefdle in der Grund- und Sekundarschulbildung und auf alen
Bildungsebenen beseitigen

Nr. 4: MDG 4 — Senkung der Kindersterblichkeit
Die Sterblichkeit von Kindern unter fUnf Jahren um zwei Drittel senken
Nr. 5. MDG 5 — Verbesserung der M Uttergesundheit

- M Uttersterblichkeit um drei Viertel senken
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Allgemeinen Zugang zu Diensten der reproduktiven Gesundheit sicherstellen

Nr. 6: MDG 6 — Bekampfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen Krankheiten

Die Ausbreitung von HIV/AIDS zum Stillstand bringen und allméhlich umkehren

Allgemeinen Zugang zu HIV/AIDS-Behandlung fur alle Behandlungsbedurftigen
sicherstellen

Die Ausbreitung von Malaria und anderen schweren Krankheiten zum Stillstand bringen
und allmahlich umkehren

Nr. 7: MDG 7 — Okologische Nachhaltigkeit

Grundsétze der nachhaltigen Entwicklung in einzelstaatliche Politiken und Programme
integrieren und den Verlust von Umweltressourcen umkehren

Den Verlust an biologischer Vielfalt reduzieren, mit einer signifikanten Reduzierung der
Verlustraten

Den Anteill der Menschen um die Héfte senken, die keinen nachhaltigen Zugang zu
einwandfreiem Trinkwasser und grundlegenden sanitaren Einrichtungen haben

Bis 2020 eine erhebliche Verbesserung der Lebensbedingungen von mindestens
100 Millionen Slumbewohnern herbeifthren

Nr. 8. MDG 8 — Weltweite Entwicklungspartnerschaft

Ein offenes, regelgestiitztes, berechenbares und nicht diskriminierendes Handels- und
Finanzsystem entwickeln

Den Bedurfnissen der am wenigsten entwickelten Lénder, der Binnen- und der kleinen
I nsel staaten Rechnung tragen

Die Schuldenprobleme der Entwicklungslander durch Maldnahmen auf nationaler und
internationaler Ebene umfassend angehen

In Zusammenarbeit mit den Pharmaunternehmen unentbehrliche Arzneimittel zu
bezahlbaren Kosten in den Entwicklungsléandern verfiigbar machen

In Zusammenarbeit mit dem Privatsektor daftr sorgen, dass die Vorteile der neuen
Technologien, insbesondere der Informations- und Kommunikationstechnologien,
genutzt werden kdnnen

ABM/ABB-Tétigkeiten

19 02: Zusammenarbeit mit Drittlandern in den Bereichen Migration und Asyl

19 09: Beziehungen zu Lateinamerika

19 10: Beziehungen zu Asien, Zentralasien und den L&ndern des Nahen und Mittleren Ostens
(Irak, Iran, Jemen)
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143.

14.4.

15.

151.

21 02: Erndhrungssicherheit
21 03: Nichtstaatliche Akteure in der Entwicklungszusammenarbeit

21 04: Umwelt und nachhaltige Bewirtschaftung der nattrlichen Ressourcen, einschliefdich
Energie

21 05: Menschliche und soziale Entwicklung

Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Se an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Beglnstigten/Zielgruppe auswirken dirfte.

Mit dieser Verordnung werden die wesentlichen Elemente der Mal3nahmen der EU und die
Grundlage fur ihr Tétigwerden festgelegt. Die genauen Mal3nahmen werden im Rahmen der
mehrjdhrigen Programmierung und in Jahresaktionsprogrammen festgelegt, in denen die von
der EU durchzufiihrenden Malinahmen unter Angabe der erwarteten Ergebnisse und der
angestrebten Auswirkungen im Einzelnen beschrieben werden. Gleichzeitig werden unter
Berticksichtigung der Besonderheiten der fraglichen Malinahme spezifische Indikatoren
festgelegt.

Leistungs- und Erfolgsindikatoren

Bitte geben Se an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative verfolgen
|asst.

Mit dieser Verordnung werden die wesentlichen Elemente der Mal3nahmen der EU und die
Grundlage fur ihr Tatigwerden festgelegt. Die genauen Mal3nahmen werden im Rahmen der
mehrjahrigen Programmierung und in Jahresaktionsprogrammen festgelegt, in denen die von
der EU durchzufihrenden Mal3nahmen unter Angabe der erwarteten Ergebnisse und der
angestrebten Auswirkungen im Einzelnen beschrieben werden. Gleichzeitig werden unter
Berticksichtigung der Besonderheiten der fraglichen Malinahme spezifische Indikatoren
festgelegt.

International vereinbarte Zielvorgaben und Indikatoren zu den MDG und zum Klimawandel
sind bereits bekannt. Fir ale relevanten politischen Instrumente der EU mussen klare
Benchmarks sowie Vorschriften fir Monitoring und Berichterstattung festgelegt werden. Fur
das Monitoring der Erreichung angemessener Ergebnisse fur die am stérksten benachteiligten
Gruppen in die Gesellschaft im Hinblick auf die Forderung der sozialen Inklusion wird es
wichtig sein, die Indikatoren aufzuschltisseln.

Begrindung des Vorschlags/der Initiative

Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf

Siehe Folgenabschédtzung und Begriindung.

Die EU engagiert sich weiterhin dafir, Entwicklungsléndern gemal3 den in den Vertrégen
vorgesehenen Zielen der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) dabei zu helfen, die Armut in
Partnerlandern und —regionen zu mindern und schliefdlich zu beseitigen.
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152

153.

Mehrwert durch die Intervention der EU

Die EU befindet sich in einer einzigartig neutralen und unparteiischen Position, die es ihr
ermdglicht, Drittstaaten im Namen der Mitgliedstaaten und gemeinsam mit ihnen im Rahmen
des auswartigen Handelns zu unterstiitzen, und die ihr in den Landern, in denen sie tétig ist,
eine grofdere Glaubwurdigkeit verleiht. Allein die EU verfugt Uber die kritische Masse, um auf
globale Herausforderungen wie Armutsminderung und Klimawandel zu reagieren. Dank ihrer
Grole und des bestehenden Netzwerks internationaler Vereinbarungen kann die EU Hilfe
auch in die entlegensten Armutsgebiete bringen und dort Hilfsmal3nahmen durchfihren bzw.
koordinieren.

Inihrer Rolle als Forderer von Integration und Multilateralismus kann die Union mehr tun als
andere international e Organisationen.

Durch das geeinte Handeln kann die Union groRRere Wirkungen erzielen und hat im
Politikdialog und in der Geberzusammenarbeit gréf3eres Gewicht.

Die Zusammenarbeit mit der EU ist auch kostenwirksamer, da die Verwaltungskosten unter
dem Durchschnitt liegen.

Aus friheren ahnlichen Mal3nahmen gewonnene wesentliche Erkenntnisse

Aus den Evauierungen, den Berichten des Rechnungshofs wie auch aus den
Halbzeitiberprifungen der geografischen Programme wird deutlich, dass die Unterstiitzung
im Rahmen des DCI in den durch dieses Instrument geftrderten Entwicklungslandern
Fortschritte bei der Verwirklichung mehrerer MDG ermdglicht hat. Allerdings ist es nach dem
Grundsatz der Eigenverantwortung an den Regierungen der Empféangerléander, die
erforderlichen Reformen und Strategien, die die treibende Kraft hinter diesen
Errungenschaften sind, anzunehmen und umzusetzen.

Dank der neuen Durchfihrungsmodalitéten fur das DCI wie Budgethilfe und Sektorkonzept
konnte die Zusammenarbeit mit den Partnerléndern vertieft werden: Es ist eine klare
Verbindung zwischen dem Niveau des Politikdialogs mit den Empfangerlandern und der zur
Bereitstellung der Hilfe gewdahlten Modalitét zu erkennen. Zudem haben die neuen
Durchfthrungsmodalitéten, die Kofinanzierungsldsungen mit anderen Gebern ermdglichen,
eine effizientere Arbeitsteilung ermoglicht.

Die thematischen Programme haben der Kommission im Umgang mit besonderen
Herausforderungen eine zusétzliche Flexibilitdét vermittelt und ihr auch ein nitzliches
Instrument zur Erganzung der geografischen Programme an die Hand gegeben.

Vor dem Hintergrund der Globalisierung missen die interne Politik und das auswértige
Handeln sich gegenseitig verstéarken. Dabei wird von der Annahme ausgegangen, dass
Biindelung und nicht Vervidféltigung der Mal3nahmen das Schltisselwort sein muss. Bei der
bestehenden Struktur konnte die Kommission nicht rasch in hinreichend grof3em Mal3stab tétig
werden, obwohl sich nur so die Wirksamkeit der internen Politik der EU hétte sicherstellen
lassen.
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1.54.

In manchen Fallen waren die thematischen Programme nicht flexibel genug, um auf die
jungsten globalen Krisen (z. B. Nahrungsmittel preiskrise, Vogelgrippe) reagieren oder den auf
hochster politischer Ebene eingegangenen internationalen Verpflichtungen (z. B. biologische
Vidfat und Klimawandel) erfillen zu kénnen. Daher ist bel der Mittelausstattung fir den
Bereich der thematischen Programme eine grof3ere Flexibilitét erforderlich, um im Bereich der
globalen offentlichen Guter und Herausforderungen ein verlassliches langfristiges
Engagement zu ermdglichen und auf die verschiedenen Schocks, die die amsten
Bevolkerungsschichten besonders hart treffen, reagieren zu kénnen.

Die Entwicklungszusammenarbeit ist weiterhin zu stark zersplittert und Ubermaliig ehrgeizig
angelegt. Zudem sollte die Komplementaritdt zwischen den geografischen und den
thematischen Programmen erhht werden.

Die besonderen Bedirfnisse von Landern, die sich in einer Krisen-, Nachkrisen- oder fragilen
Situation befinden, wurden nicht ausreichend berticksichtigt, und durch die starren Strukturen
des Entscheldungsprozesses fur Mittel zuweisung, Programmierung und Durchfihrung war es
fur die EU schwierig, ziigig auf sich rasch verandernde Situationen zu reagieren.

Im DCI waren Richtbetrdge fur die einzelnen Regionen vorgesehen und es wurde keine
Reserve nicht zugewiesener Mittel geschaffen, so dass die Moglichkeiten, Ressourcen fir
unvorhergesehenen Bedarf zu mobilisieren, beschrankt waren.

Schliefdich ist der derzeitige Programmierungs- und Durchfihrungsprozess fur das DCI zu
komplex und erlaubt keine Abstimmung des Programmierungszyklus der EU auf die
Programmierungszyklen ihrer Partnerlander, und auch die gemeinsame Programmierung mit
den Mitgliedstaaten wird nicht ausreichend beglnstigt. Zudem gibt es keinen klaren
Rechtsrahmen fur den Einsatz innovativer Instrumente, die von anderen Gebern eingesetzt
werden, wie Mischfinanzierung und 6ffentlich-private Partnerschaften.

Koharenz mit anderen Finanzerungsinstrumenten sowie mogliche Syner gieeffekte

Das Uberarbeitete Instrument wird Bestandteil der  Gesamtarchitektur  der
Finanzierungsinstrumente im Bereich auswértiges Handeln sein und ist in vier Kapitel
untergliedert: ein politisches Kapitel, das vor allem der Zusammenarbeit mit Partnerléndern im
Rahmen des Haushaltsplans und auf3erhalb des Haushaltsplans gewidmet ist, Behandlung von
Querschnittsprioritéten und bereichsibergreifenden Werten, humanitére Hilfe und
K atastrophenschutz sowie Krisenmanagement.

Dariiber hinaus wird die Entwicklungszusammenarbeit fir die einzelnen Lénder erganzend zu
dem neuen ,, Partnerschaftsinstrument® angelegt sein. Das Zusammenspiel zwischen DCI, EEF
und ENPI  wird im Rahmen der thematischen Dotierungen fur die Telle
Zivilgesellschaft/lokale Behdrden sowie globale Guter und Herausforderungen besonders zum
Tragen kommen, da diese Dotierungen in den geographischen Gebieten, die durch die
jeweiligen Instrumente abgedeckt sind, Mal3nahmen in den folgenden Bereichen umfassen
und/oder erganzen werden: Unterstitzung der Zivilgesellschaft und der lokalen Behdrden,
Klimawandel, Energie, Ernahrungssicherheit, menschliche Entwicklung und Migration.

Das Zusammenspiel mit der Handel spolitik, insbesondere den Praferenzsystemen APS, APS+
und ,Alles aul3er Waffen“ (EBA) aber auch den Handelsvereinbarungen, wird bel den im
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Rahmen des DCI finanzierten Malinahmen zu Handelsférderung und handel sbezogener Hilfe
sowohl auf bilateraler als auch auf regionaler Ebene weiterhin von besonderer Bedeutung sein.

Vor dem Hintergrund der Globalisierung werden verschiedene interne EU-Politiken (wie
Umwelt, Klimawandel, Beschéftigung (einschliedlich  menschenwirdiger  Arbeit),
Geschlechtergleichstellung, Energie, Wasser, Verkehr, Recht und Sicherheit, Forschung,
Informationsgesellschaft, Migration und Fischerel) zunehmend auch Tell des auswartigen
Handelns der EU, und im Einklang mit der Agenda EU 2020 und dem Vertrag von Lissabon
mussen sich die internen und die externen Mal3nahmen gegenseitig erganzen. Dabei wird von
der Annahme ausgegangen, dass Bundelung und nicht Vervielfaltigung der Mal3nahmen
hochste Prioritdt sein muss. Die wichtigsten Argumente: i) Kohdrenz unseres auswartigen
Handelns, ii) Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit, insbesondere V erpflichtung, die
Anzahl der Akteure und der Programme zu verringern, und iii) Erzielung optimaler Synergien
zwischen den verschiedenen strategischen Zielen.
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1.6.

1.7.

Dauer der MalRnahmeund ihrer finanziellen Auswirkungen
Vorschlag/Initiative mit befristeter Geltungsdauer

— [ Vorschlag/Initiative

- Finanzielle Auswirkungen: 1.1.2014 bis 31.12.2020

- Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Geltungsdauer ab dem 1.1.2014
— Umsetzung mit einer Anlaufphase von [Jahr] bis [Jahr],

— Vollbetrieb wird angeschl ossen.

Vorgeschlagene M ethoden der Mittelverwaltung *

Direkte zentrale Verwaltung durch die Kommission

Indirekte zentrale Verwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvoll zugsaufgaben an:
- Exekutivagenturen

— [X] von den Européischen Gemeinschaften geschaffene Einrichtungen™

— Xl nationale offentliche Einrichtungen bzw. privatrechtliche Einrichtungen, die im
oOffentlichen Auftrag tatig werden

— [ Personen, die mit der Durchfiihrung bestimmter Mal3nahmen im Rahmen des TitelsV
des Vertrags tber die Europaische Union betraut und in dem maf3geblichen Basisrechtsakt
nach Artikel 49 der Haushaltsordnung bezeichnet sind

1 Mit den Mitgliedstaaten geteilte Verwaltung
Dezentrale Verwaltung mit Drittstaaten

Gemeinsame Verwaltung mit internationalen Organisationen (bitte auflisten)

Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung zum Einsatz kommen, ist dies unter ,, Bemerkungen* néaher zu erlautern.

Bemerkungen

Die im Rahmen dieser Verordnung zu finanzierenden Mal3nahmen werden im Wege der direkten
zentralen Verwaltung am Sitz der Kommission und/oder durch die mit der Verwaltung beauftragten
Delegationen der Union bzw. im Wege anderer in der Haushaltsordnung zur besseren Verwirklichung
der Ziele der Verordnung vorgesehenen Verwaltungsmodalitéten durchgefiihrt.

32

33

Erlauterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Haushaltsordnung enthdlt die
Website BudgWeb (in franzésischer und englischer Sprache):
http://www.cc.cec/budg/man/budgmanag/budgmanag_en.html

Einrichtungen im Sinne des Artikels 185 der Haushaltsordnung.
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Die Durchfihrung im Wege der gemeinsamen Verwaltung kann gegebenenfalls fur spezifische
Mal3nahmen mit Agenturen und Einrichtungen der Vereinten Nationen, mit europaischen oder
internationalen Finanzinstitutionen wie der Européischen Investitionsbank, der Europaischen Bank fir
Wiederaufbau und Entwicklung, der Weltbank oder der Afrikanischen Entwicklungsbank und anderen
im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit tédtigen internationalen Organisationen vorgesehen

werden.

DE
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2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN

2.1. Monitoring und Berichterstattung

Bitte geben Se an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Tatigkeiten erfolgen.

Die Monitoring- und Evaluierungssysteme der Europaischen Kommission sind zunehmend
ergebnisorientiert: An ihnen sind sowohl interne Mitarbeiter als auch externe Fachleute beteiligt.
Referenten in den Delegationen und den zentralen Dienststellen Gberwachen fortlaufend die
Durchfihrung der Projekte und Programme auf verschiedenen Wegen, u. a. soweit wie moglich durch
Vor-Ort-Besuche. Das Monitoring liefert wertvolle Informationen zu den Fortschritten; auf dieser
Grundlage kénnen tatsachliche und potenzielle Engpésse ermittelt und Korrekturmal3nahmen ergriffen
werden.

Externe, unabhangige Experten werden mit der Beurteilung der Leistungen der EU-Mal3nahmen im
Aulenbereich anhand von drel verschiedenen Systemen beauftragt. Diese Beurteilungen tragen zur
Rechenschaftspflicht und zur Verbesserung der laufenden Mal3nahmen bei; zudem kénnen so
Erkenntnisse aus friheren Erfahrungen gewonnen werden, die wiederum in kinftige Strategien und
Mal3nahmen einflief3en. Alle eingesetzten Instrumente legen die international anerkannten
Evaluierungskriterien des OECD-DAC unter Einbeziehung der (potenziellen) Wirkungen zugrunde.
Auf Projektebene vermittelt zundchst das von den zentralen Dienststellen verwaltete ergebnisorientierte
Monitoring-System (Results Oriented Monitoring — ROM) einen knappen, fokussierten Eindruck der
Qualitét einer Stichprobe der durchgefiihrten Mal3nahmen. Unter Ruckgriff auf eine stark strukturierte,
standardisierte Methodik vergeben unabhangige ROM-Experten Benotungen, anhand derer Stérken und
Schwéchen des Projekts deutlich werden, und sprechen Empfehlungen zur Verbesserung der
Wirksamkeit aus.

Evaluierungen auf Projektebene, die von den fur die betreffenden Projekte zustandigen EU-
Delegationen verwaltet werden, liefern eine detailliertere und eingehendere Analyse und helfen den
Projektleitern dabei, laufende Mal3nahmen zu verbessern und kiinftige Mal3nahmen vorzubereiten.
Unabhangige externe Experten mit Fachwissen in den entsprechenden Themenbereichen und
geografischen Gebieten werden mit der Durchfiihrung der Analysen beauftragt und tragen Feedback
und Dokumentation von allen Beteiligten zusammen, nicht zuletzt von den Endempfangern.

Die Kommission fuhrt ferner strategische Evaluierungen ihrer Strategien durch —von Programmierung
und Strategie bis hin zur Durchfihrung von Mal3nahmen in spezifischen Sektoren (wie Gesundheit,
Bildung usw.), einem gegebenen Land, einer Region oder im Rahmen eines spezifischen Instruments.
Diese Evaluierungen liefern wichtigen Input fir die Formulierung der politischen Strategien und die
Gestaltung der Instrumente und Projekte. All diese Evaluierungen werden auf der Website der
Kommission verdffentlicht, und eine Zusammenfassung der Ergebnisse wird in den Jahresbericht an
den Rat und das Européi sche Parlament aufgenommen.

2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem

2.2.1. Ermittelte Risiken

Riskoumfeld
Das Tatigkeitsumfeld, in dem die im Rahmen dieses Instruments vorgesehene Hilfe geleistet

wird, ist von den folgenden Risiken gekennzeichnet, die zu Beeintrachtigungen bei der
Verwirklichung der Ziele des Instruments, zu einer suboptimalen Finanzverwaltung und/oder
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2.2.2.

zur Nichteinhaltung der geltenden Vorschriften (Abweichungen von der Recht- und
Ordnungsméalidigkeit) fuhren konnten:

—  mangelnde wirtschaftliche/politische Stabilitdt und/oder Naturkatastrophen kénnen zu
Schwierigkeiten und Verzogerungen bei Planung und Durchfiihrung der Mal3nahmen
fUhren, insbesondere in fragilen Staaten;

—  mangelnde ingtitutionelle oder administrative Kapazitéten in den Partnerlandern konnen
zu Schwierigkeiten und Verzogerungen bei Planung und Durchfihrung der Mal3nahmen
fohren;

—  geografisch  weit  zerstreute  Projekte  und  Programme (die  mehrere
Staaten/Gebiete/Regionen  abdecken) konnen logistische und ressourcenbezogene
Herausforderungen fr das Monitoring mit sich bringen — insbesondere bel Follow-Up-
Mal3nahmen vor Ort;

— die Vidfat der potenziellen Partner/Empfanger mit unterschiedlichen internen
Kontrollsystemen und —kapazitdten konnen zu einer Zersplitterung der Ressourcen
fuhren, die der Kommission zur Unterstitzung und Uberwachung der Durchfiihrung zur
Verfuigung stehen, und daher die Wirksamkeit und Effizienz dieser Ressourcen
beeintrachtigen;

- unzureichende Qualitét und Quantitét der verfigbaren Daten zu Ergebnissen und
Wirkung der Durchfihrung der AufRenhilfe/der nationalen Entwicklungsplane in den
Partnerléandern konnen die Fahigkeit der Kommission, Uber die Ergebnisse zu berichten
und Rechenschaft abzulegen, beeintréachtigen.

Erwartetes Risiko in Bezug auf die Nichteinhaltung geltender Vorschriften

In Bezug auf die Einhaltung der Vorschriften wird im Rahmen des Instruments das Ziel
angestrebt, das Risiko der Abweichungen (Fehlerquote) fur das EuropeAid-Portfolio auf dem
bisherigen Stand zu halten, d. h. dass die bereinigte Restfehlerquote (auf mehrjahriger Basis
nach Ausfihrung aller geplanten Kontrollen und Korrekturen der abgeschlossenen Vertrage)
weniger as 2% betragen sollte. Dies entsprach bislang einer geschétzten Fehlerquote von
2%-5% bel der vom Europdischen Rechnungshof im Hinblick auf die jahrliche
Zuverldssigkeitserklarung gezogenen jahrlichen Zufallsstichprobe von Vorgangen. EuropeAid
betrachtet dies angesichts des mit hohen Risiken behafteten Umfelds, in dem es tétig ist, und
unter Berticksichtigung des Verwaltungsaufwands und der erforderlichen Kostenwirksamkeit
der Kontrollen zur Feststellung von Verstél3en gegen die Vorschriften als das niedrigste
erreichbare Risikoniveau in Bezug auf die Nichteinhaltung.

Vorgesehene Kontrollen

Internes Kontrollsystem von EuropeAid

Die internen Kontroll-/Verwaltungsverfahren von EuropeAid sollen hinreichende Gewahr im
Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele betreffend die Wirksamkeit und Effizienz seiner
Tatigkeiten, die Verldssichkeit der Finanzberichterstattung und die Einhaltung der
einschl&gigen Rechts- und Verfahrensvorschriften bieten.
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Wirksamkeit und Effizienz

Um die Wirksamkeit und Effizienz seiner Tatigkeiten zu gewéhrleisten (und das hohe
Risikoniveau im Umfeld fur die auswartige Hilfe zu senken) wird EuropeAid zusétzlich zu
allen Elementen der kommissionsweiten strategischen Politikgestaltung und Planung, den
internen Prifungen und den anderen Anforderungen der Standards der Kommission fir interne
Kontrollen weiterhin auf einen mal3geschneiderten Verwaltungsrahmen zurtickgreifen, der bei
allen Instrumenten von EuropeAid zum Einsatz kommt und folgende Komponenten umfasst:

—  dezentrale Verwatung des Uberwiegenden Teils der Auf¥enhilfe durch die EU-
Delegationen vor Ort

— klare und formell vorgegebene Struktur der finanziellen Verantwortlichkeit:
Ubertragung vom bevollmachtigen Anweisungsbefugten (Generaldirektor) und
Weitertbertragung vom nachgeordnet bevollméchtigten Anweisungsbefugten (Direktor)
in den zentralen Dienststellen an den Delegationsleiter

—  regelmdiige Berichterstattung der EU-Delegationen an die zentralen Dienststellen
(Verwaltungsberichte tber die Aul3enhilfe — External Assistance Management Reports)
einschliefdlich einer jahrlichen Zuverlassigkeitserklarung durch den Delegationsleiter

- Bereitstellung eines umfassenden Fortbildungsangebots fir Mitarbeiter in den zentralen
Dienststellen und in den Delegationen

- erhebliche Unterstitzung und Beratung der Delegationen durch die zentraen
Dienststellen (u. a. Uber das Internet)

—  regelméRige, Uberpriifungsbesuche” in , dezentralen* Delegationen (alle 3 bis 6 Jahre)

—  ene Methodik for den Projekt- und Programmanagementzyklus mit den folgenden
Elementen:

— anspruchsvolle Hilfsmittel fur den Entwurf der Malhahmen und die Wahl der
DurchfUhrungsmethode, des Finanzierungsmechanismus und des Verwaltungssystems
sowie fur die Beurteilung und Auswahl der Durchfhrungspartner usw.

- Hilfsmittel fir Programm- und Projektmanagement, Monitoring und Berichterstattung
mit Blick auf die wirksame Durchfiihrung, einschliefdlich regelmaldiger externer
Monitoring-Besuche bei Projekten

—  aussagekréftige Evaluierungs- und Audit-Komponenten
Finanzberichterstattung und Rechnungsftihrung

EuropeAid wird bel der Rechnungsfihrung und Finanzberichterstattung weiterhin die
hochsten Standards zugrunde legen und sich dabei auf das auf der Periodenrechnung
beruhende Rechnungsfihrungssystem der Kommission (ABAC) sowie auf spezifische
Hilfsmittel far die auswartige Hilfe, wie das gemeinsame Relex-Informationssystem
(Common Relex Information System — CRIS), stiitzen.
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2.3.

Was die Einhaltung der einschldgigen Rechts- und Verfahrensvorschriften angeht, so sind die
diesbeziiglichen Kontrollmethoden in Abschnitt 2.3 beschrieben (Prévention von Betrug und
Unregel méfdigkeiten).

Pravention von Betrug und Unregelmafiigkeiten

Bitte geben Se an, welche Praventions- und Schutzmaf3nahmen vorhanden oder vorgesehen sind.

Angesichts des mit hohen Risiken behafteten Umfelds, in dem EuropeAid tétig ist, muss sein
System eine erhebliche Fehlerwahrscheinlichkeit im Zusammenhang mit der Einhaltung von
Vorschriften (Unregelméfdigkeiten) bei den Vorgangen antizipieren und bereits in einer
moglichst frihen Phase des Zahlungsverfahrens ein hohes Niveau an Kontrollen fir
Pravention, Fehlererkennung und Korrekturen vorsehen. Dies bedeutet konkret, dass sich die
Kontrollen von EuropeAid in Bezug auf etwaige Abweichungen von den Vorschriften vor
allem auf umfangreiche Ex-ante-Kontrollen stiitzen werden, die in mehrjdhrigen Abstéanden
sowohl von externen Prifern als auch von Kommissionsmitarbeitern vor Ort vorgenommen
werden, bevor die Abschlusszahlungen an die Projekte geleistet werden (wdhrend noch einige
der Ex-Post-Priifungen und —K ontrollen durchgefiihrt werden), was deutlich Uber die nach der
Haushaltsordnung erforderlichen finanziellen Schutzmal3nahmen hinausgeht. Der von
EuropeAid vorgesehene Handlungsrahmen fir die Uberprifung der Einhaltung der
Vorschriften umfasst unter anderem die folgenden Hauptkomponenten:

Préaventivmalinahmen

— Obligatorische Grundkurse zum Thema Betrug fur mit der Verwaltung der Hilfe befasste
Mitarbeiter und Prifer

— Bereitstellung von Orientierungshilfen (u. a. per Internet) einschliefdlich des Handbuchs fir
Vergabeverfahren, des Handbuchs EuropeAid Companion und des Financial Management
Toolkit (fur Durchfthrungspartner)

— Ex-ante-Beurteilungen, mit denen sichergestellt werden soll, dass bei den fir die Verwaltung
der entsprechenden EU-Mittel im Rahmen der gemeinsamen bzw. dezentralen Verwaltung
zustandigen Stellen geeignete Betrugsbekampfungsmal3nahmen eingef iihrt wurden, um Betrug
bei der Verwaltung der EU-Mittel verhindern und erkennen zu kénnen

— Vorab-Prifung der in dem Partnerland verfligbaren Betrugsbekdmpfungsverfahren als Teil
der Beurteilung des Kriteriums Forderféhigkeit der offentlichen Finanzverwaltung im
Hinblick auf die Bereitstellung von Budgethilfe (d. h. aktive Verpflichtung, Betrug und
Korruption zu bek&mpfen, angemessene Aufsichtsbehdrden, ausreichende Kapazitdt des
Justizwesens und wirksame Reaktions- und Sanktionsverfahren)

— Die Kommission hat 2008 in Accra die Internationale Geber-Transparenz-Initiative
(International Aid Transparency Initiative — IATI) unterzeichnet und sich damit zu einem
Standard fir die Transparenz der Hilfe verpflichtet, mit dem die Bereitstellung von
zeitndheren, detaillierteren und regelmalligeren Daten und Dokumenten zu den
entsprechenden Mittelfllissen gewahrleistet wird.

66 DE




DE

24.

— Im Vorfeld des nachsten Hochrangigen Forums zur Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit im November 2011 in Busan setzt die Kommission seit dem
14. Oktober 2011 die erste Phase des IATI-Standards fir die Transparenz bel der
Veroffentlichung von Angaben zu den Hilfeleistungen um. Darlber hinaus wird die
Kommission zusammen mit den EU-Mitgliedstaaten an der Entwicklung einer gemeinsamen
webgestitzten IT-Anwendung (, TR-AID") arbeiten, die die Gber IATI und andere Quellen
bereitgestellten Daten zu der EU-Hilfe zu nutzerfreundlichen Informationen aufbereitet.

Fehlererkennungs- und Korrekturmal3nahmen

— Externe Priifungen und Uberpriifungen (verbindlich vorgeschrieben/risikobasiert) u. a. durch
den Européi schen Rechnungshof

— nachtragliche Kontrollen (risikobasiert) und Wiedereinziehungen

— Aussetzung der EU-Finanzierung bei schweren Betrugsféllen, einschliefdlich in grof3em
Mal3stab betriebener Korruption, bis die Behtrden geeignete Mal3nahmen getroffen haben, um
Abhilfe zu schaffen und derartige Betrugsfélle kiinftig zu verhindern

— EuropeAid wird ferner seine Betrugsbekampfungsstrategie im Einklang mit der am 24. Juni
2011 angenommenen neuen Betrugsbekampfungsstrategie der Kommission (CAFS)
konzipieren, um unter anderem Folgendes sicherzustellen:

— die internen Kontrollen von EuropeAid im Zusammenhang mit der Betrugsbekampfung sind
uneingeschrankt auf die CAFS abgestimmit;

— das Konzept von EuropeAid fur das Betrugsrisikomanagement ist so angelegt, dass
betrugsgefahrdete Bereiche ermittelt und entsprechende Gegenmaldnahmen getroffen werden
konnen;

— im Rahmen der fur die Auszahlung von EU-Mitteln in Drittstaaten genutzten Systeme
konnen Daten abgerufen werden, die fir Zwecke des Betrugsrisikomanagements genutzt
werden konnen (z. B. Vermeidung von Doppelfinanzierungen);

— wo erforderlich, kénnen Netzwerkgruppen und geeignete I T-Hilfsmittel geschaffen werden,
die sich mit der Analyse von Betrugsféllen im Bereich der Auf3enhilfe befassen.

Schétzung von Kosten und Nutzen der Kontrollen

Fur das EuropeAid-Portfolio insgesamt werden die Kosten fur interne Kontrolle/Verwaltung
in der Haushaltsplanung fur den Zeitraum 2014-2020 im Jahresdurchschnitt auf
658 Mio. EUR veranschlagt. Dieser Betrag beinhaltet die Verwaltung des EEF, dessen
Durchfihrung in die EuropeAid-Verwaltungsstruktur eingebunden ist. Diese ,nicht
operativen* Ausgaben entsprechen rund 6,4 % des veranschlagten jahrlichen Betrags von
10,2 Mrd. EUR fur die gesamten Mittelbindungen (operative Mittel und Verwaltungsmittel)
von DEVCO im Rahmen seiner aus dem Gesamthaushalt der EU und dem Européischen
Entwicklungsfonds finanzierten Gesamtmittel ausstattung fur den Zeitraum 2014-2020.

67 DE




DE

Diese Verwaltungskosten beriicksichtigen die Kosten fur das gesamte EuropeAid-Personal in
den zentralen Dienststellen und den Delegationen, ferner Infrastruktur, Reisekosten,
Fortbildung, Monitoring, Evaluierung und Auditvertrége (einschliefdich der von den
Empfangern vergebenen Vertrége).

EuropeAid beabsichtigt, die Verhaltniszahl Verwaltungskosten/operative Kosten im Rahmen
der verbesserten und vereinfachten Regelungen der neuen Instrumente im Laufe der Zeit zu
senken und sich dabei auf die in der Uberarbeiteten Fassung der Haushaltsordnung zu
erwartenden Verdnderungen zu stitzen. Der wichtigste Nutzen dieser Verwaltungskosten
ergibt sich aus der Verwirklichung der strategischen Ziele, dem effizienten und wirksamen
Ressourceneinsatz und der Durchfiihrung solider kostengtinstiger PraventivmalZnahmen und
anderer Kontrollen, mit denen die recht- und ordnungsmédige Verwaltung der Mittel
sichergestellt wird.

Trotz der Bemihungen, die Art und Ausrichtung der Verwaltungsmal3nahmen und der
Kontrollen in Bezug auf das Portfolio weiter zu verbessern, sind diese Kosten insgesamt
notwendig, damit die Ziele der Instrumente mit dem geringsten Risiko der Nichteinhaltung der
Vorschriften (Restfehlerquote von unter 2 %) wirksam und effizient erreicht werden kénnen.
Diese Kosten sind deutlich niedriger als die Kosten, die moglicherweise entstehen, wenn die
internen Kontrollen in diesem mit hohen Risiken behafteten Bereich reduziert oder ganz
abgeschafft werden.
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3. GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGSDER
INITIATIVE
3.1 Betroffene Rubrik(en) des mehrjahrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
e Bestehende Haushaltslinien
In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjahrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien.
Rubrik des Haushaltdlinie A,\‘/ﬁt?eler Finanzierungsbeitrage
mehr—
jahrigen GM/NGM E\Ii—cl)'r}k K \éc.’g von nach Artikel 18
inanz— . (E2) - andidaten . Absatz 1
r'zr’]‘;“ef]s Rubrik 1V Globales Europa Lander™ | landern® Dritt- BUchaabe oo der
léndern Haushaltsordnung
1901 04: Verwaltungsausgaben des
19 Politikbereichs ,,Aulenbeziehungen“ DCI NGM NEIN NEIN NEIN NEIN
19 02: Zusammenarbeit mit Drittlandern in
19 den Bereichen Migration und Asyl GM NEIN NEIN NEIN NEIN
19 19 09: Beziehungen zu Lateinamerika GM NEIN NEIN NEIN NEIN
19 10: Beziehungen Zu Asien,
19 Zentralasien und den Landern des Nahen GM NEIN NEIN NEIN NEIN
und Mittleren Ostens (Irak, Iran, Jemen)
19 11: Allgemeine operative
19 Unterstitzung und Koordinierung des GM NEIN NEIN NEIN NEIN
Politikbereichs AuRenbeziehungen
21 01 04 Unterstiitzungsausgaben fir die
operativen Tatigkeiten des Politikbereichs
21 Entwicklung und Beziehungen zu den NGM NEIN NEIN NEIN NEIN
AKP-Staaten
21 21 02: Ernahrungssicherheit GM NEIN NEIN NEIN NEIN
21 03: Nichtstaatliche Akteure in der
21 Entwicklungszusammenarbeit GM NEIN NEIN NEIN NEIN
21 04: Umwelt und nachhaltige
21 Bewirtschaftung der natdrlichen GM NEIN NEIN NEIN NEIN
Ressourcen, einschlieB3lich Energie
21 05: M hlich d ial
2L | Enwiekung o PP GM | NEIN | NEIN | NEIN NEIN
e Neu zu schaffende Haushaltslinien®
34

35

DE

GM = Getrennte Mittel / NGM = Nicht getrennte Mittel.

EFTA: Européische Freihandel sassoziation.

Bewerberlander und gegebenenfalls potenzielle Bewerberlander des Westhalkans.
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In der Reihenfolge der Rubriken des mehrjahrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien.

Rubrik des Haushaltdlinie Ah;tit(tjgr Finanzierungsbeitrage
mehrjahri—
gen von von von nach Artikel 18
Finanz— N;fgmlff GMINGM | EFTA- | Bewetber— | Drit— | APl
rahmens | [RUbFiK ... | LAndern lsndern |andern ety
[XX.YY.YY.YY] JA/ JA/ JA/ NEIN
NEIN NEIN NEIN
s Wird zu einem spéteren Zeitpunkt ausgefiillt.
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3.2. Geschatzte Auswirkungen auf die Ausgaben

3.2.1. Ubersicht

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Rubrik des mehrjahrigen Finanzrahmens:

Nummer
4
J,?,er Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr
GD: DEVCO 2014 N+1 N+2 N+3 N+4 N+5 N+6 INSGESAMT
2015 | 2016 | 2017 | 2018 2019 2020
* Operative Mittel
S vatichunen | o | 20088 | 27881 29800 [ 3120|3301 | seiar| ezl
Entwicklungszusammenar beit (19 02, d
i’ 82* 1910, 21 02,21 03, 2104, 21 05, Zahlungen @ 12062 | 17657 | 23834 | 3257,6 | 12805,
) 411,383 | 579,190 18 60 91 77 385 22 409,105
Aus der Dotation bestimmter operativer Programme
finanzierte V erwal tungsausgaben®
Nummer der Haushaltdlinie: 19 01 04 01 und 3
21010401 100,885 | 114,975 | 120,254 | 125,723 | 135,115 | 136,918 | 142,726 885,59
Verpflichiungen | <ws | 27167 | 29031 31003 [ 33087 | 35253 37517 | 39890
Mittel INSGESAM T 00 00 00 00 00 00 00 23 294,700
fir GD DEVCO ] 13264 | 18914 | 25186 | 33945 | 12948,
Zahlungen 23 | 521268 | 694,165 72 83 06 95 111 23294,700

38
39

(vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte Forschung.

DE
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Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des V orschlags/der Initiative begonnen wird.
Ausgaben fir technische und administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der Umsetzung von Programmen bzw

. Malinahmen der EU




Verpflichtungen @ 2606,8 | 27881 | 2980,0| 31829 | 3390,1| 3614,7 | 3846,2
15 25 45 77 85 82 74 22 409,105
* Operative Mittel INSGESAMT :
P Zahiunaen ) 1206,2 | 17657 | 23834 | 3257,6 | 12805,
9 411,383 | 579,190 18 60 91 77 385 22 409,105
* Aus der Dotation bestimmter operativer Programme ©
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT 109,885 | 114,975 | 120,254 | 125,723 | 135,115 | 136,918 | 142,726 885,505
. . _ 2716,7 | 2903,1 | 3100,3 | 3308,7 | 35253 | 3751,7 | 3989,0
'\Sr']tttg IIQI\LIJSBGREIEAMI Verpflichtungen | =4+6 00 00 00 00 00 00 00 23 294,700
oy . _ 13264 | 18914 | 25186 | 33945 | 12948,
des mehrj&hrigen Finanzrahmens Zahlungen =56 | 591 268 | 694165 2 83 06 %5 111 23 294,700
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Rubrik des mehrjahrigen Finanzrahmens:

5 V erwaltungsausgaben

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr

Jahr
N 2014 N+1 N+2 N+3 N+4 N+5 N+6 INSGESAMT
2015 | 2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020
GD: DEVCO
* Personal ausgaben 85,041 | 84,182 | 83329 | 82,480 | 82,480 | 82,480 | 82,480 582,473
* Sonstige Verwal tungsausgaben 3000 | 3818 | 3,781 | 3755 | 3755 | 3,755 | 3,755 26,528
GD DEVCO INSGESAMT Mittel 88,950 | 88,000 | 87,110 | 86,235 | 86,235 | 86,235 | 86,235 609,001
s SISl (Verpflichtungen insges.
d el‘lec’:[lﬁr RUBFRI K 5ah = Zahlungen insges.)
2 P2 g s IS UL 88,950 | 88,000 | 87,110 | 86,235 | 86,235 | 86,235 | 86,235 609,001

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr

Jahr
N 2014 N+1 N+2 N+3 N+4 N+5 N+6 INSGESAMT
2015 | 2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020
. . 28056 | 29911 | 31874 | 33949 | 36115 | 38370 | 40752
Mittel INSGESAMT Verpflichtungen 50 00 10 35 35 35 35 23903701
BT [RABIR K2 2 55l 14135 | 19777 | 26048 | 34808 | 13034
1ahri i Zahlungen ! ! ' ! !
des mefrjahrigen Finanzrahmens 9 610,218 | 782,165 | 82 18 21 30 346 23903701

DE
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3.2.2. Geschatzte Auswirkungen auf die operativen Mittel

— 0O Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel bendtigt.

- Fir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel benttigt:
Mittel fur Verpflichtungen, in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

JaNhr ilaﬂ ﬂ‘; ilafg Jahre N+4 bis N+7 INSGESAMT
Zieleund
Ergebnisse ERGEBNISSE
g g g g g g iroms
kosten
0 2 g g g g 3
N2 ~ ~ ¥ ~ ~
Geografische Programme™®
Zwischensumme 1631,732 1743,689 1862,134 1 987,305 2 117,402 2 253,384 2 395,938 13 991,50
Thematisches Programm globale
offentliche Guter und
Herausforderungen ...
Zwischensumme 735,099 785,536 838,895 895,285 953,894 1015,154 1079,375 6 303,20
Thematisches Programm
Organisationen der Zivilgesellschaft
und lokale Behtrden
Zwischensumme 233,246 249,250 266,181 284,073 302,670 322,108 342,485 2 000,00
Afrikaweites Programm
Zwischensumme 116,623 124,625 133,090 142,037 150,335 161,054 171,242 1 000,00
GESAMTKOSTEN 2716,700 2903,100 3100,300 3308,700 3 525,300 3 751,700 3989,000 23294.,70

D EO Wiein Ziffer 1.4.2. , Speifische Ziele — Nur die verschiedenen Programme der \sgrordnung wurden in die Tabelle aufgenommen .



3.2.3.

3.2.3.1. Ubersicht

Geschatzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

— O Fur den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel benttigt.

- Fir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

bendtigt:

Jahr
N* 2014

Jahr
N+1
2015

Jahr
N+2 2016

Jahr
N+3
2107

Jahr
N+4 2018

Jahr
N+5 2019

Jahr
N+6 2020

INSGES
AMT

RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens

Personal ausgaben

85,041

84,182

83,329

82,480

82,480

82,480

82,480

582,473

Sonstige
Verwaltungs—
ausgaben

3,909

3,818

3,781

3,755

3,755

3,755

3,755

26,528

Zwischensumme
RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens

88,950

88,000

87,110

86,235

86,235

86,235

86,235

609,001

AuRerhalb der
RUBRIK 5% des
mehrjahrigen
Finanzrahmens

Personal ausgaben

97,417

101,668

106,059

110,589

115,154

119,788

124,527

775,203

Sonstige
Verwaltungs—
ausgaben

12,467

13,307

14,195

15,134

19,961

17,129

18,199

110,392

Zwischensumme
aul3erhalb der
RUBRIK 5
des mehrjahrigen
Finanzrahmens

109,885

114,975

120,254

125,723

135,115

136,918

142,726

885,595

41
42

Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des V orschlags/der Initiative begonnen wird.
Ausgaben fur technische und administrative Unterstiitzung und Ausgaben zur Unterstiitzung der

Umsetzung von Programmen bzw. Mafdnahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung,
direkte Forschung.
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INSGESAMT

198,835

202,976

207,364

211,958

221,350

223,152

228,961

1494,59
6

DE

76

DE



3.2.3.2. Geschétzter Personal bedarf
— [ Fur den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal bendtigt.

- Fir den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Persona bendtigt:

Schétzung in ganzzahligen Werten (oder mit hochstens einer Dezimalstelle)

Jahr Jahr Jahr
Jal\lhr ilafi ﬂ‘; Jahr N+3 N+4 | N+5 | N+6
2018 2019 2020
¢ Im Stellenplan vor gesehene Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
XX 010101 (am Sitzund in den
Vertretungen der Kommission) 3572 | 3536 | 350,1 346,6 346,6 346,6 | 346,6
XX 01 01 02 (in den Delegationen) 157,8 156,2 154,6 153,0 153,0 153,0 153,0
XX 01 05 01 (indirekte Forschung)
1001 05 01 (direkte Forschung)
* Externes Personal (in Vollzeitaquivalenten = FTE)*
XX 010201 (AC, INT, ANS der
Globaldotation) 24,1 23,9 23,6 234 234 234 234
XX 010202 (AC, AL, JED, INT und
ANS in den Delegationen)
- am Sitz*
XX 0104 yy* 146,3 1435 | 1406 137,9 1352 | 1325 | 1299
-inden
Delegationen 985,7 1032,7 | 1081,2 1131,2 1181,7 | 12329 | 1285,3
XX 010502 (AC, INT, ANS der
indirekten Forschung)
1001 0502 (AC, INT, ANS der direkten
Forschung)
Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)
1938,
INSGESAMT 1671,1| 17098 | 1750,1 1792,1 1839,8 | 18884 1
XX steht fur den jeweiligen Haushaltstitel bzw. Politikbereich
Der Personabedarf wird durch der Verwaltung der Mal3nahme zugeordnetes Persona der
GD oder GD-interne Personalumsetzung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusétzliche Mittel
fUr Personal, die der fur die Verwaltung der Malinahme zustdndigen GD nach Mal3gabe der
verfigbaren Mittel im Rahmen der jéhrlichen Mittel zuweisung zugeteilt werden.
43 AC = Vertragsbediensteter, INT = Leiharbeitskraft (, Intérimaire*), JED = Junger Sachversténdiger in

Delegationen, AL = ortlich Bediensteter, ANS = Abgeordneter nationaler Sacherverstéandiger.
Teilobergrenze fir aus den operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien).
Insbesondere fur Strukturfonds, Européischer Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums (ELER) und Européischer Fischereifonds (EFF).
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Beschreibung der auszufiihrenden Aufgaben:

Beamte und Zeitbedienstete

Externes Persona

DE
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3.24. Vereinbarkeit mit dem mehrjéhrigen Finanzrahmen 2014-2020
- Der Vorschlag/die Initiative ist mit dem mehrjdhrigen Finanzrahmen 2014-
2020 vereinbar.
— [ Der Vorschlag/die Initiative erfordert eine Anpassung der betreffenden Rubrik
des mehrjahrigen Finanzrahmens.
Bitte erlautern Sie die erforderliche Anpassung unter Angabe der einschldgigen Haushaltslinien und
der entsprechenden Betrége.
— O Der Vorschlag/die Initiative erfordert eine  Inanspruchnahme  des
Flexibilitatsinstruments oder eine Anderung des mehrjahrigen Finanzrahmens®.
Bitte erlautern Sie den Bedarf unter Angabe der einschldgigen Rubriken und Haushaltsinien sowie
der entsprechenden Betrége.
3.25. Finanzerungsbeteiligung Dritter
— [Xl Der Vorschlag/die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.
— [ Der Vorschlag/die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor:
Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)
Jahr Jahr Jahr Jahr Bel langerer Dauer (Ziff. 1.6.)
N N+1 N+2 N+3 bitte weitere Spalten einfligen Insgesamt
Geldgeber /
kofinanzierende
Organisation
Kofinanzierung
INSGESAMT
46

DE

Siehe Nummern 19 und 24 der Interinstitutionellen Vereinbarung.
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3.3.

Geschatzte Auswirkungen auf die Einnahmen

- Der Vorschlag/die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus.

— [ Der Vorschlag/die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar

O auf die Eigenmittel

O auf die sonstigen Einnahmen

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Einnahmenlinie:

Fir das
laufende

Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative®

Haushaltgahr
zur Verfigung
stehende
Mittel

Jahr
N+1

Jahr
N+2

Jahr
N+3

Bel langerer Dauer (Ziff. 1.6.) bitte
weitere Spalten einfligen

Artikel

DE

Bitte geben Sie fur die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die einschl&gigen Ausgabenlinien an.

Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden.

47

Bel den traditionellen Eigenmitteln (Z6lle, Zuckerabgaben) sind die Betrége netto, d.h. abzliglich 25 %

fr Erhebungskosten, anzugeben.

80

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	2. ERGEBNISSE DER KONSULTATIONEN INTERESSIERTER KREISE UND DER FOLGENABSCHÄTZUNGEN
	3. RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS
	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. KERNPUNKTE
	gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 209 Absatz 1,
	auf Vorschlag der Kommission,
	nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
	gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,
	in Erwägung nachstehender Gründe:
	ANHANG IV
	BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT IM RAHMEN DER GEOGRAFISCHEN PROGRAMME
	A. GEMEINSAME BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT IM RAHMEN DER GEOGRAFISCHEN PROGRAMME
	I. Menschenrechte, Demokratie und weitere Schlüsselelemente verantwortlicher Staatsführung
	III. Weitere Bereiche von Bedeutung für die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung
	B. SPEZIFISCHE BEREICHE DER ZUSAMMENARBEIT NACH REGIONEN
	Zentralasien
	Naher und Mittlerer Osten
	ANHANG V
	TÄTIGKEITSBEREICHE IM RAHMEN DER THEMATISCHEN PROGRAMME
	A. PROGRAMM „GLOBALE ÖFFENTLICHE GÜTER UND HERAUSFORDERUNGEN“
	Umwelt und Klimawandel
	Nachhaltige Energie
	Migration und Asyl
	B. PROGRAMM „ORGANISATIONEN DER ZIVILGESELLSCHAFT UND LOKALE BEHÖRDEN“
	ANHANG VI
	ANHANG VII
	RICHTBETRÄGE DER MITTELZUWEISUNGEN IM ZEITRAUM 2014-2020
	(IN MILLIONEN EUR)
	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereiche in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziele
	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.6. Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen

	1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereiche in der ABM/ABB-Struktur
	1.3. Art des Vorschlags/der Initiative
	1.4. Ziele
	1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der Kommission
	1.4.2. Einzelziele und ABM/ABB-Tätigkeiten
	1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren

	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf
	1.5.2. Mehrwert durch die Intervention der EU
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene wesentliche Erkenntnisse
	1.5.4. Kohärenz mit anderen Finanzierungsinstrumenten sowie mögliche Synergieeffekte

	1.6. Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Methoden der Mittelverwaltung

	2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN
	2.1. Monitoring und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem
	2.2.1. Ermittelte Risiken
	2.2.2. Vorgesehene Kontrollen

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten
	2.4. Schätzung von Kosten und Nutzen der Kontrollen

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
	3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben
	3.2.1. Übersicht
	3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1. Übersicht
	3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf

	3.2.4. Vereinbarkeit mit dem mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020
	3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter

	3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen


